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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht
wird:

§ 1

Das Gesetz über Landtagswahl, Volksbegehren und
Volksentscheid (Landeswahlgesetz - LWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. März 1994 (GVBl 
S. 135, ber. S. 314, BayRS 111–1–I), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 28. Juni 2000 (GVBl S. 365), wird wie
folgt geändert:

1. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Die Einwohnerzahl eines Stimmkreises soll
von der durchschnittlichen Einwohnerzahl der
Stimmkreise im jeweiligen Wahlkreis nicht um
mehr als 15 v. H. nach oben oder unten abweichen;
beträgt die Abweichung mehr als 25 v. H. ist eine
Neuabgrenzung vorzunehmen.“

b) In Absatz 3 Satz 3 wird die Zahl „33 1/3“ durch
die Zahl „25“ ersetzt.

2. Art. 23 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Zahl
„204“ durch die Zahl „180“ ersetzt.

b) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Hiervon treffen

auf den Wahlkreis Oberbayern 57,

auf den Wahlkreis Niederbayern 18,

auf den Wahlkreis Oberpfalz 17,

auf den Wahlkreis Oberfranken 17,

auf den Wahlkreis Mittelfranken 25,

auf den Wahlkreis Unterfranken 20,

auf den Wahlkreis Schwaben 26.

(3) Für die Wahl der Abgeordneten als Vertre-
ter ihres Stimmkreises werden 92 Stimmkreise
gebildet, und zwar

im Wahlkreis Oberbayern 29,

im Wahlkreis Niederbayern 9,

im Wahlkreis Oberpfalz 9,

im Wahlkreis Oberfranken 9,

im Wahlkreis Mittelfranken 13,

im Wahlkreis Unterfranken 10,

im Wahlkreis Schwaben 13.“

3. Die Anlage zu Art. 5 Abs. 4 erhält die Fassung der
Anlage zu diesem Gesetz.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2001 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten für den am 13. Sep-
tember 1998 gewählten Landtag Art. 5 und 23 LWG so-
wie die Anlage zu Art. 5 Abs. 4 LWG in der bisherigen
Fassung.

(3) Art. 89 LWG findet für die 14. Wahlperiode des
Landtags keine Anwendung.

München, den 25. Mai 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

111–1–I
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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht
wird:

§ 1

Das Gesetz über die Bayerische Landesanstalt für
Aufbaufinanzierung (BayRS 762–5–F) wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a)Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Sie führt den Namen ‚LfA Förderbank Bayern‘.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Gewährträger der Bank ist der Freistaat
Bayern. 2Er haftet für die von der Bank aufge-
nommenen Darlehen und die von der Bank be-
gebenen Schuldverschreibungen, die als Fest-
geschäfte ausgestalteten Termingeschäfte, die
Rechte aus Optionen und andere Kredite an die
Bank, sowie für Kredite an Dritte, soweit sie von
der Bank ausdrücklich gewährleistet werden.“

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Bank steht unter der Rechtsaufsicht
des Staatsministeriums der Finanzen (Rechts-
aufsichtsbehörde). 2Dieses kann alle erforderli-
chen Anordnungen treffen, um den Geschäfts-
betrieb in Übereinstimmung mit den Gesetzen
und der Satzung zu erhalten.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird aufgehoben; der
bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und erhält fol-
gende Fassung:

„(2) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann zur
Erfüllung ihrer Aufgaben die gesamten Ge-
schäftsunterlagen jederzeit einsehen und prü-
fen, Auskünfte verlangen sowie an den Ver-
handlungen des Verwaltungsrats und seiner
Ausschüsse mit beratender Stimme teilneh-
men.“

c) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Der Verwaltungsrat kann geeignete
Maßnahmen ergreifen, um die Erfüllung der
Aufgaben der Bank sicherzustellen.“

3. § 3 wird wie folgt geändert:

a)Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Bank hat im Rahmen der staatli-
chen Finanz-, Wirtschafts-, Verkehrs-, Um-
welt- und Arbeitsmarktpolitik die Aufgabe,
Vorhaben gewerblicher Unternehmen sowie
sonstige Maßnahmen zur Verbesserung und
Stärkung der Wirtschafts-, Verkehrs- und Um-
weltstruktur Bayerns finanziell zu fördern. 2Sie
hat im Auftrag und nach den Richtlinien des
sachlich zuständigen Staatsministeriums an der
Durchführung staatlicher Förderungsprogramme
mitzuwirken.“

b)In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „der Auf-
sichtsbehörde“ durch die Worte „des Verwal-
tungsrats“ ersetzt.

4. In § 5 Satz 2 werden die Worte „der Aufsichts-
behörde“ durch die Worte „des Staatsministeri-
ums der Finanzen“ ersetzt.

5. § 6 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Die Staatsregierung kann der Anstalt im
Rahmen der staatlichen Finanz-, Wirtschafts-,
Verkehrs-, Umwelt- und Arbeitsmarktpolitik die
Durchführung weiterer Aufgaben schriftlich
übertragen.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen kann
der Anstalt die Durchführung besonderer Finanz-
geschäfte schriftlich zuweisen.“

6. In § 7 Abs. 1 werden die Worte „fünfzig Millionen
Deutsche Mark“ durch die Worte „dreihundert
Millionen Euro“ ersetzt.

7. In § 8 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „auf Vor-
schlag des Vorstands“ gestrichen; in Satz 2 wird
das Wort „Aufsichtsbehörde“ durch „Rechtsauf-
sichtsbehörde“ ersetzt.

8. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Satz 2 wird einziger Satz und erhält folgende
Fassung:

„Der Vorstand führt die Geschäfte der Bank
und vertritt diese, soweit nicht durch Ge-
setz oder Satzung anderes bestimmt ist.“

762–5–F

Gesetz
zur Änderung des

Gesetzes über die Bayerische Landesanstalt
für Aufbaufinanzierung

Vom 25. Mai 2001



b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Vorstand besteht aus dem vorsitzen-
den Mitglied (Vorstandsvorsitzender), einem
dieses vertretenden Mitglied  (stellvertre-
tender Vorstandsvorsitzender) und mindes-
tens einem weiteren Mitglied.“

bb) In Satz 2 wird das Wort „Vizepräsidenten“
durch die Worte „stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden“ ersetzt und das Wort
„ordentliches“ gestrichen.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Sätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„1Der Vorstandsvorsitzende und der stell-
vertretende Vorstandsvorsitzende werden
vom Staatsministerium der Finanzen im
Einvernehmen mit dem Verwaltungsrats-
vorsitzenden vorgeschlagen. 2Sie werden
durch die Staatsregierung bestellt. 3Die
weiteren Mitglieder des Vorstands werden
durch das Staatsministerium der Finanzen
im Einvernehmen mit dem Verwaltungs-
ratsvorsitzenden bestellt.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 4
bis 6.

cc) Der bisherige Satz 5 wird aufgehoben.

d) Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Die Erteilung einer Generalvollmacht,
die Anstellung und die Beendigung des Arbeits-
verhältnisses von Generalbevollmächtigten be-
dürfen der vorherigen Zustimmung des Staats-
ministeriums der Finanzen und des Verwal-
tungsratsvorsitzenden.“

9. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an
der Beschlussfassung teilnimmt oder ord-
nungsgemäß vertreten ist; in jedem Fall
muss jedoch mindestens ein Mitglied des Vor-
stands an der Beschlussfassung teilnehmen.“

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Bei Verhinderung eines Vorstandsmit-
glieds an der Beschlussfassung kann ein
vom Vorstand mit Zustimmung der Rechts-
aufsichtsbehörde hierzu bevollmächtigter
Abwesenheitsvertreter das verhinderte
Mitglied vertreten.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

10. § 12 wird wie folgt geändert:

a)Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden durch
folgende Sätze 1 bis 6 ersetzt:

„1Der Verwaltungsrat beschließt die Richt-
linien für die Geschäftstätigkeit der Bank
und überwacht im Rahmen seiner Befugnisse
nach § 2 Abs. 3 die gesamte Geschäfts-
führung der Bank. 2Er hat den Vorstand zu
beraten, kann von ihm Auskünfte verlangen
und ihm Empfehlungen erteilen. 3Der Ver-
waltungsrat kann jederzeit die gesamten
Geschäftsunterlagen einsehen und prüfen.
4Er kann damit auch einzelne Mitglieder
des Verwaltungsrats oder für bestimmte
Aufgaben besondere Sachverständige be-
auftragen. 5Der Verwaltungsrat kann vom
Vorstand jederzeit einen Bericht über die
Angelegenheiten der Bank verlangen.
6Auch ein einzelnes Mitglied kann einen Be-
richt, jedoch nur an den Verwaltungsrat,
verlangen; lehnt der Vorstand die Bericht-
erstattung ab, kann der Bericht nur dann
verlangt werden, wenn der Verwaltungs-
ratsvorsitzende das Verlangen unterstützt.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden Sätze 7
und 8.

cc) Es wird folgender Satz 9 angefügt:

„9Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind
den Zielen der Bank verpflichtet.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Der Verwaltungsrat besteht aus je einem
Vertreter der Staatsministerien der Finanzen,
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie sowie
für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen, einem Vertreter der gewerblichen Wirt-
schaft und zwei beschließenden Vertretern des
Bankengewerbes. 2Die Vertreter des Bankenge-
werbes werden auf jeweiligen Vorschlag des
Bayerischen Sparkassen- und Giroverbands,
des Genossenschaftsverbands Bayern und des
Bayerischen Bankenverbands e.V. bestellt, wobei
jeder Verband im rollierenden System in jeweils
zwei aufeinanderfolgenden dreijährigen Amts-
perioden mit einem beschließenden Vertreter
und in der folgenden dreijährigen Periode mit
beratender Stimme als Gast im Verwaltungsrat
vertreten ist. 3Den Vorsitz im Verwaltungsrat
führt der Vertreter des Staatsministeriums für
Wirtschaft, Verkehr und Technologie.“

11. § 13 wird wie folgt geändert:

a)Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Zur Beschlussfähigkeit ist die Teilnahme von
mindestens der Hälfte der Mitglieder an der Be-
schlussfassung erforderlich.“

b) In Absatz 2 werden die Worte „mit Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde“ gestrichen.
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12. § 14 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Die Mitglieder des Vorstands sowie alle an
der Bank tätigen Personen dürfen ohne Einwilli-
gung des Verwaltungsrats weder ein Handelsge-
werbe betreiben noch im Geschäftszweig der Bank
für eigene oder fremde Rechnung Geschäfte ma-
chen. 2Sie dürfen ohne Einwilligung auch nicht
Mitglied des Vorstands oder Geschäftsführer oder
persönlich haftender Gesellschafter einer anderen
Handelsgesellschaft sein. 3Die Einwilligung des
Verwaltungsrats kann nur für bestimmte Handels-
gewerbe oder Handelsgesellschaften oder für be-
stimmte Arten von Geschäften erteilt werden. 4Im
Übrigen gelten § 88 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes
entsprechend.“

13. § 17 wird aufgehoben; §§ 18 ff werden §§ 17 ff.

14. § 17 (neu) wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird alleiniger Satz und erhält fol-
gende Fassung:

„Das Rechnungswesen hat den gesetzlichen
Vorschriften und den Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Buchführung zu entsprechen.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) 1Aufstellung, Prüfung und Bekanntma-
chung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts richten sich nach den gesetzlichen Vor-
schriften, insbesondere des Handelsgesetz-
buchs und des Gesetzes über das Kreditwesen.
2Der Abschlussprüfer wird vom Verwaltungsrat
mit Zustimmung des Staatsministeriums der
Finanzen bestimmt und vom Verwaltungsrat
beauftragt.

(4) 1Der Vorstand legt den geprüften Jahres-
abschluss und Lagebericht, den Prüfungsbe-
richt, den Geschäftsbericht und den Vorschlag
für die Verwendung des Bilanzgewinns unver-
züglich dem Verwaltungsrat und dem Staatsmi-
nisterium der Finanzen vor. 2Der Verwaltungs-
rat und anschließend das Staatsministerium der
Finanzen stellen spätestens bis zum Ablauf von
sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres
den Jahresabschluss fest, billigen den Lagebe-
richt und fassen Beschluss über die Verwendung
des Bilanzgewinns und die Entlastung des Vor-
stands.“

c) Absatz 6 wird aufgehoben.

15. In § 18 (neu) Nr. 2 werden die Worte „der Auf-
sichtsbehörde“ durch die Worte „des Staatsminis-
teriums der Finanzen“ ersetzt.

16. Dem § 19 (neu) wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) 1Die Bank führt ein Dienstsiegel. 2Ord-
nungsgemäß unterschriebene und mit dem Dienst-
siegel versehene Erklärungen der Bank haben die
Eigenschaft öffentlicher Urkunden und bedürfen
keiner Beglaubigung.“

§ 2

Überleitungsvorschriften

(1) Für die Amtszeit der zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieses Gesetzes im Amt befindlichen
Mitglieder des Vorstands gelten die bisherigen Vor-
schriften.

(2) Die Amtszeit des zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Gesetzes im Amt befindlichen Verwal-
tungsrats endet mit Ablauf des 31. Juli 2001.

§ 3

Neubekanntmachungsermächtigung

Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt,
das Gesetz über die Bayerische Landesanstalt für Auf-
baufinanzierung neu bekannt zu machen, dabei die Glie-
derung des Gesetzes in Paragrafen durch eine Gliederung
des Gesetzes in Artikel mit neuer Folge sowie die Worte
„Anstalt“ durch „Bank“ und „Aufsichtsbehörde“ durch
„Rechtsaufsichtsbehörde“ zu ersetzen und Unstimmig-
keiten des Wortlauts zu beseitigen.

§ 4

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2001 in Kraft.

München, den 25. Mai 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r
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454–1–I

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über Zuständigkeiten
im Ordnungswidrigkeitenrecht

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl I S. 602), zuletzt
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 25. August 1998
(BGBl I S. 2432) und § 26 Abs. 1 Satz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes (BGBl III 9231–1), zuletzt geändert durch
Art. 1 und 2 des Gesetzes vom 28. April 1998 (BGBl I 
S. 810), erlässt die Bayerische Staatsregierung folgende
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten im Ordnungs-
widrigkeitenrecht (ZuVOWiG) vom 21. Oktober 1997
(GVBl S. 727, BayRS 454–1–I), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 14. Dezember 1999 (GVBl S. 561), wird
wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 3 bis 5 erhalten folgende Fassung:

„(3) Unbeschadet der Zuständigkeiten nach § 6
sind auch die Gemeinden neben den Dienststellen
der Bayerischen Landespolizei zuständig für die
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des
Straßenverkehrsgesetzes, die im ruhenden Verkehr
festgestellt werden oder Verstöße gegen die Vor-
schriften über die zulässige Geschwindigkeit von
Fahrzeugen betreffen; § 6 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Gemeinden sind neben dem Bayerischen
Polizeiverwaltungsamt (§ 6 Abs. 1) auch für die weitere
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes zuständig,
soweit sie die Zuständigkeit nach Absatz 3 wahrnehmen.

(5) Die Gemeinden machen die Aufnahme sowie
die Beendigung der Tätigkeiten nach den Absätzen 3
und 4 jeweils entsprechend den Vorschriften, die für
die Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinden
gelten, amtlich bekannt.“

2. Die Anlagen 1 bis 3 zu § 2 Abs. 3 bis 5 werden aufge-
hoben.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden die Worte „vom 10. November
1992 (BGBl I S. 1887)“ durch die Worte „vom 
27. Oktober 1999 (BGBl I S. 2070)“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Nr. 2 werden die Worte „vom 28. Juli
1997 (GVBl S. 370, BayRS 2132–1–10–I)“ durch
die Worte „in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. März 2000 (GVBl S. 179, BayRS
2132–1–10–I)“ ersetzt.

4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „Staatsministerium
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst“
durch die Worte „Staatsministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Im Einleitungssatz werden die Worte „Die
Zentrale Bußgeldstelle im Bayerischen Polizei-
verwaltungsamt“ durch die Worte „Das Bay-
erische Polizeiverwaltungsamt“ ersetzt.

bb) In Nummer 1 werden die Worte „vom 16. Sep-
tember 1969 (BGBl I S. 1763), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 19. Juni 1996 (BGBl I
S. 885)“ durch die Worte „vom 18. August 1998
(BGBl I S. 2307)“ ersetzt.

cc) In Nummer 2 werden die Worte „vom 18. Juli
1995 (BGBl I S. 951)“ durch die Worte „vom
20. Juli 2000 (BGBl I S. 1045)“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten einschließlich der Erteilung von Verwarnun-
gen in den Fällen des Absatzes 1 sind neben dem
Bayerischen Polizeiverwaltungsamt auch die Dienst-
stellen der Bayerischen Landespolizei und der
Bayerischen Bereitschaftspolizei, soweit sie zur
Unterstützung des polizeilichen Einzeldienstes
bei der allgemeinen Dienstverrichtung herange-
zogen werden, zuständig, solange sie die Sache
nicht an das Bayerische Polizeiverwaltungsamt
oder an die Staatsanwaltschaft abgegeben haben
oder wenn die Staatsanwaltschaft die Sache nach
§ 41 Abs. 2 oder § 43 Abs. 1 OWiG an die Polizei
zurück- oder abgibt.“

6. In § 7 werden die Worte „bei den Landgerichten“ er-
setzt durch die Worte „, die bei den Landgerichten
bestehen,“.

7. In § 9 werden die Worte „Tierzuchtgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. März 1994 (BGBl I
S. 601)“ durch die Worte „Tierzuchtgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Januar 1998
(BGBl I S. 2493), zuletzt geändert durch § 8 Abs. 1
der Verordnung vom 1. Juni 1999 (BGBl I S. 1245)“
ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft.

München, den 15. Mai 2001

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r



Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 2
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes er-
lässt das Bayerische Staatsministerium für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz im Einver-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen, dem
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und dem
Landespersonalausschuss folgende Verordnung:
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Erster Teil

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Laufbahnen des
mittleren, gehobenen und höheren technischen Gewerbe-
aufsichtsdienstes im Geschäftsbereich des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz.

(2) Soweit diese Verordnung keine Regelungen ent-
hält, gelten die Vorschriften der Laufbahnverordnung
(LbV) und der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) in
ihrer jeweiligen Fassung.

§ 2

Zulassungsvoraussetzungen

(1) Abweichend von § 30 Abs. 1 Nr. 1, § 34 Abs. 1 Nr. 1
und § 38 Abs. 1 Nr. 1 LbV kann in den Vorbereitungs-
dienst einer Laufbahn des mittleren, des gehobenen
oder des höheren technischen Gewerbeaufsichtsdiens-
tes eingestellt werden, wer das 35. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat.
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(2) In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des
mittleren technischen Gewerbeaufsichtsdienstes kann
eingestellt werden, wer

1. den Abschluss einer Hauptschule oder einen nach
Anhörung des Landespersonalausschusses vom
Staatsministerium für Unterricht und Kultus als
gleichwertig anerkannten Bildungsstand besitzt,

2. in einer für den Gewerbeaufsichtsdienst geeigneten
Fachrichtung die Meisterprüfung im Handwerk, die
Industriemeisterprüfung oder die Technikerprü-
fung an einer Fachakademie oder einer öffentlich
oder staatlich anerkannten Technikerschule be-
standen hat und

3. nach der Gesellenprüfung oder einer entsprechen-
den Prüfung regelmäßig drei Jahre fachbezogen
praktisch tätig gewesen ist.

(3) In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des
gehobenen technischen Gewerbeaufsichtsdienstes kann
eingestellt werden, wer

1. die Abschlussprüfung einer staatlichen oder staat-
lich anerkannten Fachhochschule oder einer Hoch-
schule in einem Fachhochschulstudiengang in einer
für den Gewerbeaufsichtsdienst geeigneten Fach-
richtung bestanden hat und

2. nach der Prüfung regelmäßig drei Jahre fachbezo-
gen praktisch tätig gewesen ist.

(4) In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des
höheren technischen Gewerbeaufsichtsdienstes kann
eingestellt werden, wer

1. die Abschlussprüfung einer wissenschaftlichen
Hochschule in einer für den Gewerbeaufsichts-
dienst geeigneten Fachrichtung bestanden hat und 

2. nach der Prüfung regelmäßig drei Jahre fachbezo-
gen praktisch tätig gewesen ist.

§ 3

Dienstbezeichnung

Während ihres Vorbereitungsdienstes führen die
Beamten auf Widerruf des mittleren technischen Ge-
werbeaufsichtsdienstes die Dienstbezeichnung „Tech-
nischer Obersekretäranwärter“ oder „Technische
Obersekretäranwärterin“, des gehobenen technischen
Gewerbeaufsichtsdienstes die Dienstbezeichnung „Tech-
nischer Oberinspektoranwärter“ oder „Technische Ober-
inspektoranwärterin“ und des höheren technischen
Gewerbeaufsichtsdienstes die Dienstbezeichnung „Ge-
werbereferendar“ oder „Gewerbereferendarin“.

Zweiter Teil

Ausbildung

§ 4

Ziel des Vorbereitungsdienstes

1Der Vorbereitungsdienst hat das Ziel, die fachli-
chen Kenntnisse, die Arbeitsmethoden und prakti-
schen Fähigkeiten sowie die erforderliche soziale

Kompetenz im Rahmen von geschlossenen Fachlehr-
gängen und einem berufspraktischen Teil (§ 6) zu ver-
mitteln. 2Die Ausbildung soll die Beamten insbesondere
auch befähigen, nach den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit, Effizienz und Bürgerfreundlichkeit zu han-
deln sowie moderne Arbeitstechniken anzuwenden. 

§ 5

Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert für den mittleren
und gehobenen Dienst jeweils 18 Monate, für den
höheren Dienst 24 Monate.

(2) 1Auf den praktischen Teil des Vorbereitungs-
dienstes können auf Antrag angerechnet werden 

1. in der Laufbahn des mittleren Dienstes Zeiten einer
Tätigkeit in der Gewerbeaufsicht bis zu sechs 
Monaten, 

2. in der Laufbahn des gehobenen Dienstes Zeiten 
einer Tätigkeit in der Gewerbeaufsicht nach einer
Prüfung gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis zu sechs Monaten,

3. in der Laufbahn des höheren Dienstes

a) Zeiten einer berufspraktischen Tätigkeit, die Vo-
raussetzung für die Prüfung gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1
sind, im Umfang von höchstens einem Jahr, und

b) Zeiten einer fachbezogenen berufspraktischen
Tätigkeit in der Gewerbeaufsicht nach einer Prü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 1, im Umfang von höchs-
tens sechs Monaten, wenn die Tätigkeit dem Ziel
des Vorbereitungsdienstes dient.

2Über die Anrechnung entscheidet das Staatsminis-
terium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz (Staatsministerium).

§ 6

Gliederung des Vorbereitungsdienstes

Die Ausbildung während des Vorbereitungsdienstes
umfasst

1. einen fachtheoretischen Teil von mindestens fünf
Monaten für den mittleren Dienst und sechs Mona-
ten für den gehobenen und höheren Dienst, der
überwiegend in geschlossenen Fachlehrgängen
durchgeführt wird, und

2. einen berufspraktischen Teil von höchstens 13 Mo-
naten für den mittleren Dienst, 12 Monaten für den
gehobenen und 18 Monaten für den höheren Dienst.

§ 7

Ausbildungsrichtlinien,
Curricularer Ausbildungsplan, Curricularer Lehrplan

(1) Das Staatsministerium erlässt Ausbildungs-
richtlinien zum Vollzug dieser Verordnung.

(2) 1Die fachtheoretische Ausbildung wird in einem
Curricularen Ausbildungsplan für den mittleren tech-
nischen Gewerbeaufsichtsdienst und einem Curricu-
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laren Lehrplan für den gehobenen und höheren techni-
schen Gewerbeaufsichtsdienst geregelt, die nach den
Vorgaben des Staatsministeriums von der Verwal-
tungsschule der Sozialverwaltung erstellt, fortgeführt
und bekannt gegeben werden. 2Sie bedürfen der Zu-
stimmung des Staatsministeriums.

§ 8

Inhalt der fachtheoretischen Ausbildung

Die fachtheoretische Ausbildung erstreckt sich auf
die in folgenden Fächergruppen zusammengefassten
Lehrfächer:

1. Verwaltung und Recht,

2. Grundlagen, Organisation, Aufgaben und Rechts-
quellen des technischen Gewerbeaufsichtsdienstes,

3. Technischer Verbraucherschutz,

4. Technischer Arbeitsschutz, 

5. Arbeitsmedizin,

6. Sozialer Arbeitsschutz, Schutz besonderer Personen-
gruppen.

§ 9

Fachlehrgänge

(1) Die geschlossenen Fachlehrgänge gliedern sich
in Einführungs- und Abschlusslehrgänge.

(2) Die geschlossenen Fachlehrgänge werden zen-
tral von der Verwaltungsschule der Sozialverwaltung
im Einvernehmen mit dem Staatsministerium durch-
geführt.

(3) Im Rahmen der geschlossenen Fachlehrgänge
werden mindestens 500 Unterrichtsstunden für den
mittleren Dienst und mindestens 600 Unterrichtsstunden
für den gehobenen und höheren Dienst erteilt.

(4) Die Lehrveranstaltungen schließen Klausuren
und Übungen mit ein.

§ 10

Ziele und Grundsätze der
berufspraktischen Ausbildung

(1) In der berufspraktischen Ausbildung sollen die
Beamten unter Anwendung der in den Fachlehrgängen
erworbenen Kenntnisse die Fähigkeit und Sicherheit
zur selbstständigen Berufsausübung entwickeln.

(2) In den einzelnen Ausbildungsabschnitten sind
insbesondere die typischen Aufgaben im Innen- und
Außendienst mit dem Ziel einer gründlichen und viel-
seitigen Ausbildung und unter entsprechender Anlei-
tung und Überwachung auszuführen (§ 11 Abs. 3).

(3) 1Die berufspraktische Ausbildung wird von den
Gewerbeaufsichtsämtern als Ausbildungsbehörden
durchgeführt. 2Das Staatsministerium kann weitere
Ausbildungsstellen bestimmen.

§ 11

Leitung der Ausbildung

(1) Die Leiter der Ausbildungsbehörden haben die
ordnungsgemäße berufspraktische Ausbildung sicher-
zustellen.

(2) 1Das Staatsministerium bestellt auf Vorschlag
des Leiters der jeweiligen Ausbildungsbehörde beson-
ders geeignete Beamte zu Ausbildungsleitern sowie
deren Stellvertreter. 2Ausbildungsleiter sind in dieser
Eigenschaft den Leitern der Ausbildungsbehörden un-
mittelbar nachgeordnet. 3Soweit es die Wahrnehmung
ihrer Aufgaben erfordert, sind sie von sonstigen
Dienstgeschäften zu entlasten. 4Die Ausbildungsleiter
leiten und überwachen die Ausbildung. 5Sie haben sich
laufend vom Stand der Ausbildung aller Beamten zu
überzeugen und eine sorgfältige Ausbildung sicherzu-
stellen.

(3) 1Die Leiter der jeweiligen Ausbildungsbehörden
bestimmen auf Vorschlag der Ausbildungsleiter die
Beschäftigten, denen Beamte zur Ausbildung zugewie-
sen werden (Ausbilder). 2Zu Ausbildern dürfen nur
fachlich und persönlich geeignete Beamte bestimmt
werden. 3Die Ausbilder haben die Ausbildungsleiter
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. 4Sie
sind für einen ausbildungsfördernden Einsatz der Be-
amten in ihrem Bereich verantwortlich und haben dar-
auf zu achten, dass die Beamten ihre Dienstpflichten
einhalten und die ihnen übertragenen Aufgaben wahr-
nehmen. 

§ 12

Überwachung der Ausbildung

Die Ausbildung der Beamten wird vom Staatsminis-
terium überwacht.

§ 13

Pflichten der Beamten

(1) 1Die in Ausbildung befindlichen Beamten haben
sich ihrer Ausbildung gewissenhaft und mit gebotenem
Einsatz zu widmen. 2Sie haben das erforderliche Wissen
insbesondere auch durch sorgfältiges und regelmäßi-
ges Selbststudium zu erwerben und sind verpflichtet,
an den Fachlehrgängen teilzunehmen. 3Die ihnen zur
Ausbildung übertragenen Aufgaben haben sie gewis-
senhaft zu erfüllen. 4Die für die Ausbildung und Prü-
fung erforderlichen Hilfsmittel sind selbst zu beschaffen,
soweit sie nicht von den Ausbildungsbehörden gestellt
werden.

(2) Der Erholungsurlaub ist grundsätzlich während
der berufspraktischen Ausbildung einzubringen.

§ 14

Beschäftigungsnachweis

Die Beamten haben für die Dauer der berufsprakti-
schen Ausbildung einen Beschäftigungsnachweis zu
führen.

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2001 241



§ 15

Abschnittszeugnisse, Ausbildungszeugnisse

(1) 1Bei Beendigung eines Ausbildungsabschnitts
gemäß § 10 Abs. 2 unterrichten die Ausbilder die Aus-
bildungsleiter durch ein Abschnittszeugnis über die
Leistungen und die Führung der Beamten. 2Am Ende
des ersten Ausbildungsjahres erstellen die Ausbil-
dungsleiter ein Ausbildungszeugnis über die prakti-
sche Ausbildung. 3Darin ist festzustellen, ob und mit
welchem Ergebnis die Beamten das Ausbildungsziel
erreicht haben und ob die Erreichung des Ausbil-
dungszieles bei mindestens gleichbleibender Leistung
zu erwarten ist. 

(2) Das Ausbildungszeugnis ist dem Leiter der Aus-
bildungsbehörde vorzulegen und dem Beamten zu
eröffnen.

Dritter Teil

Anstellungsprüfung

Abschnitt I

Prüfungsorgane

§ 16

Durchführung der Prüfungen

1Prüfungsbehörde ist das Staatsministerium für
Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz. 2Der
Verwaltungsschule der Sozialverwaltung obliegt die
Mitwirkung bei der Vorbereitung, Durchführung und
Auswertung der Prüfung für den mittleren, gehobenen
und höheren technischen Gewerbeaufsichtsdienst.

§ 17

Bestellung und Zusammensetzung der
Prüfungsausschüsse

(1) Das Staatsministerium bestellt für die in § 1 Abs. 1
bezeichneten Laufbahnen je einen Prüfungsausschuss.

(2) Die Prüfungsausschüsse bestehen aus

1. dem für das Prüfungswesen zuständigen Referats-
leiter als vorsitzendem Mitglied,

2. einer Person als Vertretung der Fachabteilung, 

3. dem Leiter der Verwaltungsschule der Sozialver-
waltung,

4. einer Person als Vertreter des Landesamtes für  Arbeits-
schutz, Arbeitsmedizin und Sicherheitstechnik und 

5. einem Beamten des gehobenen technischen Gewerbe-
aufsichtsdienstes für die Laufbahnen des mittleren
und gehobenen technischen Gewerbeaufsichts-
dienstes beziehungsweise einem Beamten des höheren
technischen Gewerbeaufsichtsdienstes für die ent-
sprechende Laufbahn des höheren Dienstes.

(3) 1Das Staatsministerium bestellt den Vertreter
des vorsitzenden Mitglieds, die anderen Mitglieder und
ihre Vertreter für vier Jahre. 2Der Leiter der Verwal-
tungsschule wird durch seinen Vertreter im Amt ver-
treten.

§ 18

Aufgabenschwerpunkte, Aufgabensteller, Prüfer

Der Prüfungsausschuss bestimmt die Aufgaben-
schwerpunkte, Aufgabensteller und die für die Bewer-
tung der schriftlichen Aufgaben erforderlichen Erst-
und Zweitprüfer.

§ 19

Gutachter

Der Prüfungsausschuss kann Gutachter zur Vor-
prüfung der eingereichten Aufgaben für die schriftli-
che Prüfung bestellen.

§ 20

Prüfungskommissionen

(1) Zur Abnahme der mündlichen Prüfung werden
Prüfungskommissionen gebildet.

(2) Diese setzen sich zusammen aus

1. einem Beamten des höheren technischen Gewerbe-
aufsichtsdienstes als vorsitzendem Mitglied,

2. einem Gewerbearzt,

3. je einem Beamten des gehobenen technischen Ge-
werbeaufsichtsdienstes und des gehobenen nicht-
technischen Dienstes bei einer Prüfung für die
Laufbahn des mittleren und gehobenen technischen
Gewerbeaufsichtsdienstes beziehungsweise je einem
Beamten des höheren technischen Gewerbeaufsichts-
dienstes und des höheren nichttechnischen Dienstes
bei einer Prüfung für die Laufbahn des höheren
technischen Gewerbeaufsichtsdienstes.

Abschnitt II

Prüfungsverfahren, Prüfungsanforderungen

§ 21

Form der Prüfung

Die Anstellungsprüfung besteht aus einem schriftli-
chen und einem mündlichen Teil. 

§ 22

Zulassung zur Prüfung

1Zur Prüfung ist zuzulassen, wer zur Vermittlung
der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten (§ 4)
am Vorbereitungsdienst (§ 6) teilgenommen und die
Ausbildung erfolgreich durchlaufen hat. 2Der Leiter
der Ausbildungsbehörde stellt auf der Grundlage des
Ausbildungszeugnisses nach dem ersten Ausbildungs-
jahr (§ 15 Abs. 1 Satz 2) und der nach diesem Zeugnis
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erteilten weiteren Abschnittszeugnisse fest, ob die Vo-
raussetzungen für die Zulassung zur Prüfung erfüllt
sind. 3Diese Feststellung muss spätestens drei Monate
vor Beginn der Prüfung vorliegen. 4Die Zulassung ist
dem Beamten mitzuteilen.

§ 23

Prüfungsstoff

Der Prüfungsstoff ergibt sich aus den Lehrfächern
der in § 8 aufgeführten Fächergruppen.

§ 24

Schriftliche Prüfung

(1) In der schriftlichen Prüfung für die Laufbahn des
mittleren technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sind
mit einer Bearbeitungszeit von jeweils drei Stunden
fünf Aufgaben mit folgenden Schwerpunkten zu
schreiben:

1. eine Aufgabe aus der Fächergruppe Verwaltung und
Recht,

2. drei Aufgaben aus den Fächergruppen Technischer
Verbraucherschutz und Technischer Arbeitsschutz
in Verbindung mit der Fächergruppe Grundlagen,
Organisation, Aufgaben und Rechtsquellen des
technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sowie der
Fächergruppe Arbeitsmedizin,

3. eine Aufgabe aus der Fächergruppe Sozialer Arbeits-
schutz, Schutz besonderer Personengruppen.

(2) In der schriftlichen Prüfung für die Laufbahn des
gehobenen technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sind
mit einer Bearbeitungszeit von jeweils vier Stunden
sieben Aufgaben mit folgenden Schwerpunkten zu
schreiben: 

1. zwei Aufgaben aus der Fächergruppe Verwaltung
und Recht,

2. vier Aufgaben aus den Fächergruppen Technischer
Verbraucherschutz und Technischer Arbeitsschutz
in Verbindung mit der Fächergruppe Grundlagen,
Organisation, Aufgaben und Rechtsquellen des
technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sowie der
Fächergruppe Arbeitsmedizin,

3. eine Aufgabe aus der Fächergruppe Sozialer Arbeits-
schutz, Schutz besonderer Personengruppen.

(3) In der schriftlichen Prüfung für die Laufbahn des
höheren technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sind
mit einer Bearbeitungszeit von jeweils fünf Stunden
acht Aufgaben mit folgenden Schwerpunkten zu
schreiben:

1. drei Aufgaben aus der Fächergruppe Verwaltung
und Recht,

2. vier Aufgaben aus den Fächergruppen Technischer
Verbraucherschutz und Technischer Arbeitsschutz
in Verbindung mit der Fächergruppe Grundlagen,
Organisation, Aufgaben und Rechtsquellen des
technischen Gewerbeaufsichtsdienstes sowie der
Fächergruppe Arbeitsmedizin,

3. eine Aufgabe aus der Fächergruppe Sozialer Ar-
beitsschutz, Schutz besonderer Personengruppen.

(4) An einem Prüfungstag darf in jeder Laufbahn-
gruppe nur eine Aufgabe gestellt werden.

§ 25

Mündliche Prüfung

(1) 1Die mündliche Prüfung dauert je Teilnehmer für
die Laufbahn des mittleren technischen Gewerbeauf-
sichtsdienstes 30 Minuten, für die Laufbahn des geho-
benen technischen Gewerbeaufsichtsdienstes 45 Mi-
nuten, für die Laufbahn des höheren technischen Ge-
werbeaufsichtsdienstes 60 Minuten. 2In der Regel sol-
len drei Teilnehmer gemeinsam geprüft werden. 3Die
Prüfung erfolgt in allen Fächergruppen (§ 8).

(2) 1Die Gesamtnote der mündlichen Prüfung ergibt
sich aus der Summe der von den einzelnen Prüfern er-
teilten Einzelnoten, geteilt durch vier. 2Sie ist auf zwei
Dezimalstellen zu berechnen; die dritte Dezimalstelle
bleibt unberücksichtigt. 3Die Einzelnoten sowie die
Gesamtnote sind den Prüfungsteilnehmern am Ende
der mündlichen Prüfung bekannt zu geben.

§ 26

Gesamtprüfungsnote

(1) 1Die Gesamtprüfungsnote wird aus den Ergeb-
nissen der schriftlichen und der mündlichen Prüfung
ermittelt. 2Sie ergibt sich aus der Summe der Einzelno-
ten der schriftlichen Prüfung und der zweifach gewer-
teten Gesamtnote der mündlichen Prüfung, geteilt
durch sieben in der Laufbahn des mittleren techni-
schen Gewerbeaufsichtsdienstes, geteilt durch neun in
der Laufbahn des gehobenen technischen Gewerbe-
aufsichtsdienstes und geteilt durch zehn in der Lauf-
bahn des höheren technischen Gewerbeaufsichtsdien-
stes. 3Die Gesamtprüfungsnote ist auf zwei Dezimal-
stellen zu berechnen; die dritte Dezimalstelle bleibt
unberücksichtigt.

(2) 1Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn die Ge-
samtprüfungsnote schlechter als „ausreichend“ (4,50)
ist. 2Ferner hat die Prüfung nicht bestanden, wer in
mehr als der Hälfte der schriftlichen Prüfungsaufgaben
eine schlechtere Note als „ausreichend“ (4,50) erhalten
hat.

(3) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal
beim nächsten Prüfungstermin wiederholt werden. 

§ 27

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein Zeugnis,
aus dem die

1. Gesamtprüfungsnote nach Notenstufe und Zahlen-
wert,

2. Platzziffer,

3. Einzelnoten der schriftlichen Prüfung und

4. Note der mündlichen Prüfung

zu ersehen sind.
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Vierter Teil

Aufstiegsbeamte

§ 28

Aufstiegsbeamte

(1) 1Die zum Aufstieg zugelassenen Beamten des
mittleren technischen Gewerbeaufsichtsdienstes (§ 37
LbV) werden während des 18-monatigen Vorberei-
tungsdienstes zur Vermittlung der erforderlichen
Kenntnisse und Fähigkeiten in die Aufgaben des geho-
benen technischen Gewerbeaufsichtsdienstes einge-
führt und nehmen an den geschlossenen Fachlehrgän-
gen (§ 6 Nr. 1, § 9) teil. 2Sie sind zur Prüfung zuzulas-
sen, wenn sie die Ausbildung erfolgreich durchlaufen
haben. 3Der Leiter der Ausbildungsbehörde stellt spä-
testens drei Monate vor Beginn der Prüfung fest, ob die
Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung erfüllt
sind. 4Die Zulassung ist dem Beamten mitzuteilen.
5Die Vorschriften dieser Verordnung gelten mit Aus-
nahme der §§ 2, 3, 14, 15 und 22 entsprechend.

(2) 1Die Einführungszeit wird mit der Anstellungs-
prüfung abgeschlossen. 2Sie ist für Aufstiegsbewerber
die Aufstiegsprüfung.

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

§ 29

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten,
Übergangsbestimmung

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April
2001 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. März 2001 tritt die Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung für den technischen Ge-
werbeaufsichtsdienst in Bayern (APOtG) vom 2. De-
zember 1983 (GVBl S. 1117, BayRS 2038–3–8–8–A)
außer Kraft. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 richten
sich Ausbildung und Prüfung der Beamten, die sich vor
dem 1. April 2001 in Ausbildung befunden haben, nach
den bisher geltenden Regelungen.

München, den 3. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister
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Auf Grund von § 3a Abs. 3, § 9 Abs. 1, § 30 Abs. 7 und
Abs. 8 des Börsengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. September 1998 (BGBl I S. 2682) in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Übertragung
der Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen nach dem Börsenrecht vom 7. Februar 1995 (GVBl
S. 80, BayRS 411–1–W) erlässt das Bayerische Staats-
ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie
folgende Verordnung:

Erster Abschnitt

Wahl des Börsenrats

§ 1

Wahl nach Gruppen, Wahlrecht

(1) Der Börsenrat der Bayerischen Börse besteht aus
höchstens 24 Personen.

(2) 1Die Mitglieder des Börsenrats werden für die
Dauer von drei Jahren aus der Mitte von Wählergrup-
pen gewählt. 2Wählergruppen bilden:

1. die genossenschaftlichen Kreditinstitute,

2. die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute,

3. die privaten Kreditinstitute,

4. die Kursmakler,

5. die sonstigen Finanzdienstleistungsinstitute im Sinn
des § 1 Abs. 1a des Gesetzes über das Kreditwesen,

6. die Versicherungsunternehmen und

7. die sonstigen Emittenten.

(3) 1Die Sitze im Börsenrat verteilen sich wie folgt:

1. ein genossenschaftliches Kreditinstitut,

2. drei öffentlich-rechtliche Kreditinstitute,

3. sieben private Kreditinstitute,

4. zwei Kursmakler,

5. zwei sonstige Finanzdienstleistungsinstitute,

6. zwei Versicherungsunternehmen,

7. fünf sonstige Emittenten,

8. zwei Personen aus dem Kreis der Anleger.

2Die Wählergruppe der privaten Kreditinstitute um-
fasst auch die Wertpapierhandelsbanken im Sinn des § 1
Abs. 3d Satz 3 des Kreditwesengesetzes sowie die mit
den Kreditinstituten verbundenen Kapitalanlagege-

sellschaften und sonstigen Unternehmen. 3Aus der
Wählergruppe der sonstigen Emittenten muss mindes-
tens ein Mitglied ein Emittent im Sinn des § 3a Abs. 3
Satz 6 des Börsengesetzes sein.

(4) 1Die Mitglieder, die die Anleger vertreten, wer-
den von den übrigen Mitgliedern des Börsenrats mit
einfacher Mehrheit hinzugewählt. 2Es sollen mehr Be-
werber vorgeschlagen werden, als in den Börsenrat zu
wählen sind.

§ 2

Stimmrecht

(1) 1Wahlberechtigt sind die in § 1 Abs. 2 genannten
Unternehmen, die in die Wählerlisten eingetragen
sind. 2Jedes Unternehmen hat eine Stimme.

(2) Wählbar sind bei Unternehmen, die in der
Rechtsreform des Einzelkaufmanns betrieben werden,
der Geschäftsinhaber, bei anderen Unternehmen die
Personen, die nach Gesetz, Satzung oder Gesell-
schaftsvertrag mit der Führung der Geschäfte betraut
und zu seiner Vertretung ermächtigt sind.

§ 3

Wahlausschuss

(1) 1Vorbereitung und Durchführung der Wahl ob-
liegen dem Wahlausschuss. 2Er setzt sich aus einem
vorsitzenden Mitglied (Wahlleiter) und zwei Beisitzen-
den zusammen, die vom Börsenrat berufen werden. 

(2) Die Zusammensetzung des Wahlausschusses ist
von der Geschäftsführung durch Veröffentlichung im
amtlichen Kursblatt bekannt zu machen. 

§ 4

Wahlvorschläge

(1) 1Der Wahlausschuss fordert alle Wahlberechtig-
ten unter Angabe der Zahl der in den Wählergruppen
zu wählenden Vertreter zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen auf. 2Die Aufforderung ist zusätzlich durch
Veröffentlichung im amtlichen Kursblatt an mindes-
tens fünf aufeinanderfolgenden Börsentagen bekannt
zu machen.

(2) 1Für eine Wählergruppe sollen mehr Wahlvor-
schläge abgegeben werden als sie Vertreter in den Bör-
senrat zu wählen hat. 2Die Gesamtheit der Wahlvor-
schläge muß mindestens so viele Namen von Bewerbern
enthalten, wie die betreffende Gruppe Vertreter in den
Börsenrat zu wählen hat.

(3) Ein Wahlvorschlag muss enthalten:

1. den Namen der sich bewerbenden Person,
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2. den Namen des Unternehmens, für das sich diese
Person bewirbt,

3. die Einverständniserklärungen der sich bewerben-
den Person und des Unternehmens.

(4) 1Soweit dem Wahlausschuss keine gültigen
Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach dem
ersten Tag der Bekanntmachung zugehen, stellt der
Wahlausschuss die erforderlichen Wahlvorschläge un-
verzüglich selbst auf; Absätze 2 und 3 gelten entspre-
chend. 2Kommt auf diese Weise kein gültiger Wahlvor-
schlag zustande, nimmt die Wählergruppe nicht an der
Wahl teil.

(5) Die gültigen Wahlvorschläge werden innerhalb
der Wählergruppe nach der Buchstabenfolge der vor-
geschlagenen Bewerber geordnet, zusammengefasst
und entsprechend Absatz 1 Satz 2 bekannt gemacht. 

§ 5

Wählerlisten

(1) Der Wahlausschuss stellt nach Wählergruppen
getrennte Wählerlisten auf. 

(2) 1Die Wählerlisten sind an fünf aufeinanderfol-
genden Börsentagen im Börsensekretariat sowie
während der Börsenversammlungen im Börsensaal zur
Einsichtnahme auszulegen. 2Die Auslegung der Wäh-
lerlisten ist durch den Wahlausschuss unter Hinweis
auf die Einspruchsrechte und -fristen nach § 4 Abs. 1
Satz 2 bekannt zu machen. 

(3) 1Einsprüche gegen die Richtigkeit und die Voll-
ständigkeit der Wählerlisten sind spätestens bis zum
Ablauf der auf das Ende der Auslegung folgenden fünf
Börsentage beim Wahlausschuss schriftlich einzule-
gen. 2Einsprüche sind nur mit der Begründung zuläs-
sig, dass in den Wählerlisten aufgeführte Unterneh-
men nicht mehr zum Börsenbesuch zugelassen oder
dass bei Versicherungsunternehmen oder sonstigen
Emittenten deren emittierte Wertpapiere nicht mehr
zum Handel an der Börse zugelassen sind. 3Nach Ab-
lauf der Einspruchsfrist beschließt der Wahlausschuss
unverzüglich über die erhobenen Einsprüche. 4Soweit
er sie nicht berücksichtigt, hat er die Einspruchsführer
unter Angabe der Entscheidungsgründe schriftlich zu
benachrichtigen.

(4) 1Der Wahlausschuss stellt den Abschluss der
Wählerlisten nach der Auslegung und der Erledigung
der Einsprüche fest. 2Unternehmen nach § 1 Abs. 2, die
nach dem Tag der Feststellung bis zum Wahltermin
zum Börsenbesuch zugelassen werden, steht ein Wahl-
recht nicht zu. 3In den Wählerlisten aufgeführte Un-
ternehmen, die während desselben Zeitraums ausge-
schieden sind, sind in den Wählerlisten zu streichen. 

§ 6

Wahltermin

Wahltag, Wahlzeit und Ort der Wahlhandlung wer-
den von dem Wahlausschuss festgesetzt und  mit der
endgültigen Wählerliste bekannt gemacht. 

§ 7

Wahlleitung

Der Wahlleiter leitet die Wahl und prüft die Wahlbe-
rechtigung. 

§ 8

Wahlvorgang

(1) Gewählt wird in geheimer Abstimmung nach
Gruppen. 

(2) 1Die wahlberechtigte Person kennzeichnet
durch Ankreuzen auf einem Stimmzettel ihrer Wähler-
gruppe die von ihr gewählten Bewerber. 2Auf dem
Stimmzettel der Wählergruppe ist anzugeben, wie viel
Personen aus ihrer Mitte in den Börsenrat zu wählen
sind; ferner ist zu vermerken, dass bei Ankreuzen einer
darüber hinausgehenden Anzahl von Namen der
Stimmzettel ungültig wird. 

(3) Die Stimmzettel sind in eine unter Aufsicht des
Wahlleiters vor Wahlbeginn verschlossene Wahlurne
zu legen.

(4) 1Gewählt sind die Mitglieder der Gruppe, die die
meisten Stimmen erhalten haben. 2Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los, das der Wahlleiter
zieht. 

§ 9

Briefwahl

(1) Die Stimmabgabe kann auch im Weg der Brief-
wahl erfolgen. 

(2) Wer durch Briefwahl wählt, hat den Stimmzet-
tel unbeobachtet zu kennzeichnen und in den Wahlum-
schlag zu legen.

(3) 1Der Wahlumschlag ist zu verschließen und die
auf dem Wahlschein vorgedruckte Erklärung zu unter-
zeichnen. 2In ihr ist zu bestätigen, dass die Stimmabgabe
dem Willen der wahlberechtigten Person entspricht.
3Der verschlossene Wahlumschlag und der unter-
schriebene Wahlschein sind in den Wahlbriefumschlag
zu legen und dieser ist rechtzeitig dem Wahlausschuss
zuzuleiten.

(4) Der Wahlbrief darf nach Eingang beim Wahl-
ausschuss nicht mehr zurückgegeben werden. 

§ 10

Feststellung des Wahlergebnisses

(1) 1Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift
anzufertigen; in ihr sind nach Wählergruppen geson-
dert die Zahl der abgegebenen ungültigen und gültigen
Stimmzettel sowie die auf die Bewerber entfallenen
Stimmen und die sich daraus ergebenden gewählten
Mitglieder des Börsenrats festzustellen. 2In der Nie-
derschrift sind auch sonstige, für die Wahlhandlung
wesentliche Vorgänge zu erwähnen. 

(2) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern des
Wahlausschusses zu unterzeichnen.
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§ 11

Bekanntmachung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlausschuss teilt den in den Börsenrat
Gewählten das Wahlergebnis schriftlich mit.

(2) Das Wahlergebnis ist nach § 4 Abs. 1 Satz 2 un-
verzüglich in der Weise bekannt zu machen, dass die in
den Börsenrat gewählten Mitglieder, nach Wähler-
gruppen und innerhalb derer nach der Buchstabenfol-
ge der Mitglieder geordnet, aufgeführt werden; ferner
ist darauf hinzuweisen, dass die Feststellungen der
Niederschrift über die Wahlhandlung im Börsensekre-
tariat an fünf aufeinanderfolgenden Börsentagen ein-
gesehen werden können.

§ 12

Wahlanfechtung

(1) Wahlberechtigte können Einsprüche gegen die
Wahl innerhalb einer Woche, gerechnet vom Tag der er-
sten Bekanntmachung nach § 11 Abs. 2 an, beim Wahl-
ausschuss schriftlich unter Angabe der Gründe erheben. 

(2) 1Über ordnungsgemäß erhobene Einsprüche, die
nicht den Antrag enthalten, die Wahl für ungültig zu
erklären und eine Neuwahl durchzuführen, entschei-
det der Wahlausschuss; das gleiche gilt für nicht ord-
nungsgemäß erhobene Einsprüche. 2Die Einspruchs-
führer sind von der Entscheidung unter Angabe der
Gründe schriftlich zu unterrichten.

(3) Nicht unter Absatz 2 fallende Einsprüche leitet
der Wahlausschuss mit seiner schriftlichen Stellung-
nahme dem Börsenrat zur Entscheidung zu. 

(4) 1Gibt der Börsenrat einem Einspruch statt, ist
die Wahl für ungültig zu erklären und zur Vorbereitung
und Durchführung einer erneuten Wahl unverzüglich
ein neuer Wahlausschuss zu berufen. 2Die Ungültig-
keitserklärung der Wahl ist nach § 4 Abs. 1 Satz 2 be-
kannt zu machen. 3Weist der Börsenrat Einsprüche
zurück, sind die Einspruchsführer von der Entschei-
dung unter Angabe der Gründe schriftlich zu unter-
richten.

§ 13

Wegfall einer sich bewerbenden Person

(1) 1Fällt eine auf einem gültigen Wahlvorschlag
aufgeführte sich bewerbende Person bis zum Wahltag
weg oder erfüllt sie nicht mehr die Voraussetzungen
nach § 2 Abs. 2, wird der Wahlvorschlag ungültig. 2Ist
der Wahlvorschlag bereits veröffentlicht (§ 4 Abs. 5),
macht der Wahlausschuss die Ungültigkeit des Wahl-
vorschlags nach § 4 Abs. 1 Satz 2 bekannt. 

(2) Soweit ein ungültig gewordener Wahlvorschlag
nicht vom Wahlausschuss selbst aufgestellt war, for-
dert der Wahlausschuss die Unterzeichner des betref-
fenden Wahlvorschlags schriftlich zur Einreichung ei-
nes neuen Wahlvorschlags auf; § 4 Abs. 1 Satz 1 und
Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend, § 4 Abs. 4 jedoch
mit der Maßgabe, dass der Wahlausschuss zur Aufstel-
lung eines eigenen neuen Wahlvorschlags nur ver-
pflichtet ist, wenn ein anderer gültiger Wahlvorschlag
innerhalb der Wählergruppe nicht bereits vorliegt oder
nicht fristgerecht eingereicht wird.

(3) 1Bei der erforderlichen erneuten Veröffentli-
chung ist, falls ein Wahlvorschlag der Wählergruppe
bereits bekannt gemacht war, darauf hinzuweisen,
dass der geänderte oder neue Wahlvorschlag an die
Stelle des bisherigen Gruppenwahlvorschlags tritt. 2§ 4
Abs. 5 findet entsprechende Anwendung.

(4) Stellt der Wahlausschuss gemäß Absatz 2 einen
Wahlvorschlag selbst auf, ist er berechtigt, ohne Anga-
be von Gründen andere Bewerber als die des ungültig
gewordenen Wahlvorschlags der Wählergruppe aufzu-
stellen.

§ 14

Nachrücken, Nachwahl

(1) 1Scheidet ein Mitglied des Börsenrats aus oder
verliert es die Zugehörigkeit zu der Wählergruppe, für
die es gewählt wurde, erfolgt ein Nachrücken inner-
halb dieser Wählergruppe. 2Die nicht gewählten Be-
werber (Ersatzmitglieder) rücken in der Reihenfolge
der auf sie entfallenen Stimmen nach. 3Steht kein Er-
satzmitglied zur Verfügung, so wählen die übrigen
Mitglieder des Börsenrats ein neues Mitglied nach; § 1
gilt entsprechend. 4Nachrücken und Nachwahl erfol-
gen für die restliche Amtsdauer des Börsenrats.

(2) 1Werden im Börsenrat vertretene Unternehmen
zu verbundenen Unternehmen, so entscheiden diese
Unternehmen, welches Mitglied aus dem Börsenrat
ausscheidet. 2Wird eine übereinstimmende Entschei-
dung nicht binnen vier Wochen nach der Unterneh-
mensverbindung mitgeteilt, so scheidet das Mitglied
aus, auf das bei der Wahl weniger Stimmen entfallen
sind. 3 § 14 Abs. 1 findet Anwendung.

§ 15

Amtsdauer des Börsenrats

Die Amtsdauer des Börsenrats endet mit dem ersten
Zusammentritt des neugewählten Börsenrats.

Zweiter Abschnitt

Sanktionsausschuss

§ 16

Errichtung

(1) An der Bayerischen Börse wird ein Sanktions-
ausschuss errichtet.

(2) Der Sanktionsausschuss kann nach § 9 Abs. 2
Satz 1 des Börsengesetzes, soweit nicht die Börsenauf-
sichtsbehörde nach § 9 Abs. 2 Satz 2 des Börsengeset-
zes zuständig ist, einen Handelsteilnehmer (betroffene
Person) mit Verweis, mit Ordnungsgeld bis zu 25.000 €
oder mit Ausschluss von der Börse bis zu 30 Sitzungs-
tagen belegen, wenn die betroffene Person vorsätzlich
oder leichtfertig

1. gegen börsenrechtliche Vorschriften oder Anord-
nungen verstößt, die eine ordnungsgemäße Durch-
führung des Handels an der Börse oder der Börsen-
geschäftsabwicklung sicherstellen sollen, oder
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2. im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit den An-
spruch auf kaufmännisches Vertrauen oder die Ehre
eines anderen Handelsteilnehmers verletzt.

§ 17

Zusammensetzung des Sanktionsausschusses

(1) 1Der im Einzelfall zuständige Sanktionsaus-
schuss besteht aus einem vorsitzenden Mitglied und
zwei beisitzenden Mitgliedern. 2Die Mitglieder des
Sanktionsausschusses üben ihre Tätigkeit ehrenamt-
lich aus. 3Für ihre notwendigen Auslagen und ihren
Verdienstausfall haben sie Anspruch auf einen vom
Träger der Börse festzusetzenden Pauschalbetrag bis
zu einer Höhe von 500 € für jedes Verfahren.

(2) 1Das vorsitzende Mitglied und das stellvertre-
tende vorsitzende Mitglied werden auf Vorschlag der
Börsengeschäftsführung vom Börsenrat im Einver-
nehmen mit der Börsenaufsichtsbehörde für die Dauer
von drei Jahren bestellt. 2Der Börsenrat kann die Be-
stellung im Einvernehmen mit der Börsenaufsichts-
behörde aus wichtigem Grund zurücknehmen oder wi-
derrufen. 3Scheidet eine der bestellten Personen vor-
zeitig aus, wird für den Rest der Amtszeit des ausschei-
denden Mitglieds ein nachfolgendes Mitglied bestellt.

(3) 1Das vorsitzende Mitglied und das zu seiner
Stellvertretung bestellte Mitglied müssen die Befähi-
gung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungs-
dienst im Sinn von § 110 des Deutschen Richtergeset-
zes haben. 2Sie dürfen nicht Handelsteilnehmer nach 
§ 1a Abs. 1 Satz 1 des Börsengesetzes oder Angehörige
der Börsenorgane oder Beschäftigte des Trägers der
Börse oder Bedienstete der Börsenaufsichtsbehörde
sein. 3Sie sollen Erfahrung in Wirtschaftssachen besit-
zen.

(4) 1Als beisitzende Mitglieder sind jeweils zwölf
Personen aus dem Kreis der nach § 7 des Börsengeset-
zes zum Handel an der Börse zugelassenen Kreditinsti-
tute, Finanzdienstleistungsinstitute und sonstigen
zum Handel zugelassenen Unternehmen vom Börsen-
rat für die Dauer von drei Jahren zu wählen. 2Gewählt
ist, wer die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim-
men erhält. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet das
Los.

(5) 1Der Börsenrat kann die beisitzenden Mitglie-
der aus wichtigem Grund vorzeitig abberufen. 2Schei-
det ein beisitzendes Mitglied aus, so wählt der Börsen-
rat für den Rest der Amtszeit des ausscheidenden Mit-
glieds ein nachfolgendes Mitglied.

§ 18

Organisation des Sanktionsausschusses

(1) 1Das vorsitzende Mitglied bestimmt unter
Berücksichtigung der Gruppen im Sinn des § 17 Abs. 4
Satz 1 und der alphabetischen Einordnung der Namen
der beisitzenden Mitglieder die Reihenfolge, in der die
beisitzenden Mitglieder zu den Sitzungen zugezogen
werden. 2Der Sanktionsausschuss bleibt bis zum Ab-
schluss des Verfahrens in dieser Besetzung zuständig.

(2) Der Sanktionsausschuss ist nur beschlussfähig,
wenn alle Mitglieder anwesend sind und diejenige
Gruppe, der die betroffene Person angehört, durch
mindestens ein Mitglied vertreten ist.

(3) 1Das vorsitzende Mitglied wird im Verhinde-
rungsfall von dem zu seiner Stellvertretung bestellten
Mitglied vertreten. 2Ist ein beisitzendes Mitglied ver-
hindert, tritt an seine Stelle aus der Gruppe der betrof-
fenen Person das nach der alphabetischen Einordnung
der Namen folgende beisitzende Mitglied.

(4) 1Der Sanktionsausschuss entscheidet mit Stim-
menmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des vorsitzenden Mitglieds.

§ 19

Einleitung eines Sanktionsverfahrens

(1) Der Sanktionsausschuss wird tätig auf Antrag

1. der Börsenaufsichtsbehörde,

2. der Börsengeschäftsführung,

3. eines Unternehmens, das zum Handel an der Börse
zugelassen ist, oder

4. eines Handelsteilnehmers, in dem dargelegt ist, daß
sein Anspruch auf kaufmännisches  Vertrauen oder
seine Ehre durch die betroffene Person verletzt wurde.

(2) 1Der Sanktionsausschuss entscheidet über die
Eröffnung des Verfahrens nach pflichtgemäßem Er-
messen, wenn hinreichende Anhaltspunkte für einen
Verstoß nach § 9 Abs. 2 des Börsengesetzes vorliegen.
2Die Entscheidung, durch die das Verfahren eröffnet
wird, ist nicht anfechtbar. 3Entscheidet der Sanktions-
ausschuss, das Verfahren nicht zu eröffnen, so muss die
Entscheidung schriftlich begründet, mit einer Rechts-
behelfsbelehrung versehen und der Person oder Behör-
de, auf deren Antrag der Sanktionsausschuss tätig
wurde, zugestellt werden. 4Der Börsenaufsichtsbehör-
de und der Börsengeschäftsführung ist die Entschei-
dung mitzuteilen.

§ 20

Beteiligte

(1) Beteiligte sind

1. die betroffene Person,

2. die Börsenaufsichtsbehörde,

3. die Börsengeschäftsführung und

4. die Personen, die nach Absatz 2 vom Sanktionsaus-
schuss zum Verfahren hinzugezogen worden sind.

(2) Der Sanktionsausschuss kann von Amts wegen
oder auf deren Antrag Personen, deren rechtliche In-
teressen durch den Ausgang des Verfahrens berührt
werden können, als Beteiligte hinzuziehen.

(3) Personen oder Behörden, die angehört werden,
ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor-
liegen, werden dadurch nicht Beteiligte.

(4) Die Beteiligten können sich auf ihre Kosten
durch eine bevollmächtigte Person vertreten lassen.
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§ 21

Ausgeschlossene Personen

(1) An Entscheidungen des Sanktionsausschusses
dürfen nicht mitwirken:

1. die Beteiligten nach § 20,

2. Personen, die durch ihre Tätigkeit oder durch die
Entscheidung einen unmittelbaren Vor- oder Nach-
teil erlangen können; das gilt nicht, wenn der Vor-
oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer
Berufs- oder Bevölkerungsgruppe angehört, deren
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit
berührt werden,

3. Personen, die mit einer in Nummer 1 oder 2 genannten
Person verheiratet sind oder verheiratet gewesen
sind oder mit einer solchen Person in gerader Linie
verwandt oder verschwägert oder durch Annahme
an Kindes Statt verbunden oder in den Seitenlinien
bis zum dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten
Grad verschwägert sind, auch wenn die Ehe, durch
welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht
mehr besteht,

4. Personen, die eine in Nummer 1 oder 2 genannte
Person kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein
oder in diesem Verwaltungsverfahren vertreten,

5. Personen, die bei einer in Nummer 1 oder 2 genann-
ten Person beschäftigt sind oder als Mitglied eines
Organs tätig sind und

6. Personen, die außerhalb ihrer amtlichen Eigenschaft
in dieser Angelegenheit ein Gutachten abgegeben
haben oder sonst tätig geworden sind. 

(2) 1Hält sich ein Mitglied des Sanktionsausschusses
in einem Verfahren für ausgeschlossen oder bestehen
Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gege-
ben sind, ist dies dem Sanktionsausschuss mitzuteilen.
2Der Ausschuss entscheidet über den Ausschluss. 3Das
betroffene Mitglied darf an dieser Entscheidung nicht
mitwirken.

§ 22

Abgelehnte Personen

1Die Beteiligten können ein Mitglied des Sanktions-
ausschusses ablehnen, das in diesem Sanktionsverfah-
ren nicht mitwirken darf (§ 21) oder bei dem die Be-
sorgnis der Befangenheit besteht, weil ein Grund vor-
liegt, der geeignet ist, Mißtrauen gegen die Unpartei-
lichkeit des Mitglieds zu rechtfertigen. 2Die Ableh-
nung ist vor der mündlichen Verhandlung schriftlich
zu erklären. 3Die Erklärung ist unzulässig, wenn sich
die Beteiligten, ohne den ihnen bekannten Ableh-
nungsgrund geltend zu machen, auf die mündliche
Verhandlung eingelassen haben. 4Für die Entschei-
dung über die Ablehnung gelten § 21 Abs. 2 Sätze 2 und 3.

§ 23

Ladung zur Sitzung des Sanktionsausschusses

(1) 1Das vorsitzende Mitglied bestimmt den Termin
der Sitzung des Sanktionsausschusses und lädt die Be-

teiligten. 2Die Ladung muss die Zeit und den Ort der
Sitzung, die Besetzung des Sanktionsausschusses so-
wie eine Durchschrift der Antragsunterlagen enthal-
ten. 3Sie soll die Namen der geladenen Zeugen und be-
stellten Sachverständigen sowie den Termin einer Au-
genscheinseinnahme enthalten. 4Die Beteiligten sind
darauf hinzuweisen, dass bei Ausbleiben einer betei-
ligten Person oder Behörde auch in Abwesenheit ver-
handelt und entschieden werden kann.

(2) 1Zwischen der Zustellung der Ladung und der
Sitzung soll eine Frist von mindestens zwei Wochen liegen.
2Die Frist kann im Einvernehmen mit den Beteiligten
verkürzt werden.

(3) Das vorsitzende Mitglied kann das persönliche
Erscheinen der betroffenen Person anordnen.

§ 24

Untersuchungsgrundsatz

1Der Sanktionsausschuss ermittelt den Sachverhalt
von Amts wegen. 2Er bestimmt Art und Umfang der
Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisan-
träge der Beteiligten ist er nicht gebunden.

§ 25

Beweismittel

(1) 1Der Sanktionsausschuss bedient sich der Be-
weismittel, die er zur Ermittlung des Sachverhalts für
erforderlich hält. 2Er kann insbesondere

1. Auskünfte jeder Art einholen,

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige
ohne Beeidigung vernehmen oder deren schriftliche
Äußerung einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen und

4. den Augenschein einnehmen.

(2) 1Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des
Sachverhalts mitwirken. 2Sie sollen insbesondere ih-
nen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben.

(3) 1Die Beteiligten können sich vor der Sitzung
schriftlich zur Sache äußern. 2Die Bestellung von
Sachverständigen und die schriftliche Anhörung von
Zeugen ist den Beteiligten mitzuteilen. 3Der Sankti-
onsausschuss hat den Beteiligten Einsicht in die das
Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit deren
Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer
rechtlichen Interessen erforderlich ist.

(4) 1Der Börsenaufsichtsbehörde, der Börsenge-
schäftsführung und der betroffenen Person ist Gele-
genheit zu geben, bei der Vernehmung von Zeugen und
Sachverständigen anwesend zu sein. 2Sie können an
diese Fragen stellen. 3Ein schriftliches Gutachten soll
den Beteiligten vor der Sitzung zugänglich gemacht
werden.

(5) Falls der Sanktionsausschuss Zeugen oder
Sachverständige herangezogen hat, werden sie in ent-
sprechender Anwendung des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen ent-
schädigt.
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§ 26

Mitwirkung von Zeugen und Sachverständigen

(1) 1Der Sanktionsausschuss darf Zeugen oder Sach-
verständige, die freiwillig vor ihm erscheinen, vernehmen
oder um die Erstattung von Gutachten bitten. 2Die
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Ableh-
nung von Sachverständigen und über die Vernehmung
von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeugen
oder Sachverständige gelten entsprechend.

(2) 1Verweigern Zeugen oder Sachverständige ohne
Vorliegen einer der in den §§ 376, 383 bis 385 und 408
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Gründe die Aus-
sage oder die Erstattung eines Gutachtens, so kann der
Sanktionsausschuss das für den Wohnsitz oder den
Aufenthaltsort der Zeugen oder der Sachverständigen
zuständige Amtsgericht um die Vernehmung ersuchen.
2In dem Ersuchen hat der Sanktionsausschuss den Gegen-
stand der Vernehmung darzulegen sowie die Namen
und Anschriften der Beteiligten anzugeben. 3Das Ge-
richt benachrichtigt den Sanktionsausschuss und die
Beteiligten.

(3) Hält der Sanktionsausschuss mit Rücksicht auf
die Bedeutung einer Zeugenaussage oder eines Sach-
verständigengutachtens oder zur Herbeiführung einer
wahrheitsgemäßen Aussage die Beeidigung für gebo-
ten, so kann er das nach Absatz 2 zuständige Gericht
um die eidliche Vernehmung ersuchen.

§ 27

Sitzung des Sanktionsausschusses

(1) 1Der Sanktionsausschuss entscheidet nach
mündlicher Verhandlung. 2Die Sitzung des Sanktions-
ausschusses ist nicht öffentlich. 3Auf Antrag kann ei-
ner am Verfahren nicht beteiligten Person oder Behör-
de die Anwesenheit gestattet werden, wenn kein Betei-
ligter widerspricht.

(2) 1Der Sanktionsausschuss kann ohne mündliche
Verhandlung entscheiden, wenn

1. die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tat-
sächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der
Sachverhalt geklärt ist oder

2. wegen Gefahr im Verzug eine sofortige Entschei-
dung notwendig ist.

2Beabsichtigt der Sanktionsausschuss, in dem Fall des
Satzes 1 Nr. 1 ohne mündliche Verhandlung zu ent-
scheiden, so teilt er den Beteiligten mit, dass innerhalb
einer Frist von zwei Wochen dagegen Einwendungen
erhoben werden können. 3Wird fristgerecht Einwen-
dung erhoben, so ist mündlich zu verhandeln.

(3) 1Das vorsitzende Mitglied eröffnet, leitet und
schließt die mündliche Verhandlung. 2Nach Aufruf der
Sache trägt es den wesentlichen Inhalt der Akten vor.
3Das vorsitzende Mitglied hat die Sache mit den Betei-
ligten tatsächlich und rechtlich zu erörtern. 4Den Mit-
gliedern des Sanktionsausschusses und den Beteilig-
ten ist auf Verlangen zu gestatten, Fragen zu stellen.
5Wird eine Frage beanstandet, so entscheidet der
Sanktionsausschuss.

(4) 1Das vorsitzende Mitglied ist für die Ordnung
verantwortlich und kann Personen, die die zur Auf-

rechterhaltung der Ordnung getroffenen Anordnungen
nicht befolgen, entfernen lassen. 2Die Verhandlung
kann ohne diese Personen fortgesetzt werden.

§ 28

Entscheidung

(1) 1Der Sanktionsausschuss entscheidet unter
Würdigung des Gesamtergebnisses des Verfahrens. 2§ 7
Abs. 9 des Börsengesetzes bleibt unberührt. 3Der
Sanktionsausschuss kann das Verfahren mit Zustim-
mung der Börsenaufsichtsbehörde bei geringfügigen
Verstößen einstellen. 4In jeder Entscheidung, die das
Verfahren vor dem Sanktionsausschuss beendet, muß
bestimmt werden, wer die Kosten des Verfahrens zu
tragen hat. 5Die Kosten bestehen aus den Gebühren
und den Auslagen.

(2) 1Die Beratung und Abstimmung ist geheim. 2Es
dürfen nur Ausschussmitglieder zugegen sein, die an
der mündlichen Verhandlung teilgenommen haben.

(3) Die Entscheidungen, die das Sanktionsverfah-
ren abschließen, sind schriftlich abzufassen und zu be-
gründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen und den Beteiligten zuzustellen.

(4) 1Die Gebühr für das Verfahren beträgt mindes-
tens 250 € und höchstens 5.000 €. 2Die Gebühr wird vom
vorsitzenden Mitglied festgesetzt. 3Die Höhe der Ge-
bühr bemisst sich nach dem Aufwand und nach der Be-
deutung des Verfahrens.

(5) Zu den Auslagen gehören

1. die nach § 17 Abs. 1 Satz 3 und § 25 Abs. 5 entstan-
denen Entschädigungen,

2. Portogebühren für Zustellungen und Ladungen und
für die auf Antrag übersandten Ausfertigungen und
Abschriften sowie Fernschreib- und Fernsprechge-
bühren.

(6) 1Die Kosten hat die betroffene Person zu tragen,
gegen die eine Sanktion angeordnet wird. 2Die erhobe-
nen Gebühren und Auslagen stehen dem Träger der
Börse zu; gleiches gilt für ein Ordnungsgeld nach § 9
Abs. 2 des Börsengesetzes. 3Soweit keine Sanktion ver-
hängt, das Verfahren eingestellt oder die Eröffnung des
Sanktionsverfahrens abgelehnt wird, wird keine Ge-
bühr erhoben. 4Entstandene Auslagen sind von dem
Träger der Börse zu tragen. 5Im Übrigen trägt jeder Be-
teiligte die ihm entstandenen Kosten.

§ 29

Niederschrift

1Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen.
2Die Niederschrift muss Angaben enthalten über

1. den Ort und den Tag der Sitzung,

2. die Namen der anwesenden Mitglieder des Sanktions-
ausschusses, der erschienenen Beteiligten, Zeugen
und Sachverständigen,

3. den verhandelten Verfahrensgegenstand,

4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen
und Sachverständigen,
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5. das Ergebnis eines Augenscheins,

6. die Entscheidung des Sanktionsausschusses.

3Die Niederschrift ist von dem vorsitzenden Mitglied
und, soweit hinzugezogen, auch von dem schrift-
führenden Mitglied zu unterzeichnen. 4Die Nieder-
schrift ist der betroffenen Person, der Börsenaufsichts-
behörde und der Börsengeschäftsführung zuzustellen.

Dritter Abschnitt

Kursmaklerordnung

§ 30

Kursmaklerkammer

(1) 1Die Kursmaklerkammer an der Bayerischen
Börse ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.
2Sie ist die Vertretung der Kursmakler der Bayerischen
Börse. 3Mitglieder der Kursmaklerkammer sind alle
Kursmakler der Bayerischen Börse.

(2) Die Börsenaufsichtsbehörde führt die Aufsicht
über die Kursmaklerkammer.

§ 31

Aufgaben

1Die Kursmaklerkammer hat für eine gewissenhafte
und lautere Berufsausübung der Kursmakler zu sorgen.
2Sie hat die Börsenaufsichtsbehörde bei ihrer Tätig-
keit auf Anforderung durch Gutachten, Berichte und
Beratung zu unterstützen.

§ 32

Organe

Organe der Kursmaklerkammer sind die Kursmak-
lerversammlung und der Vorstand.

§ 33

Kursmaklerversammlung

(1) Die Kursmaklerversammlung besteht aus den
Mitgliedern der Kursmaklerkammer.

(2) Die Kursmaklerversammlung hat folgende Auf-
gaben:

1. Wahl des Vorstands,

2. Entgegennahme und Genehmigung des Jahresbe-
richts,

3. Genehmigung des vom kassenführenden Mitglied
erstellten und vom Vorstand am Anfang jeden Jah-
res vorgelegten Voranschlags über die Einnahmen
und Ausgaben der Kursmaklerkammer,

4. Festsetzung der Höhe und Fälligkeit der Beiträge
und Umlagen,

5. Entlastung des Vorstands,

6. Erstellung von Wahlvorschlägen für die Wahl des
Börsenrats.

(3) 1Die Kursmaklerversammlung ist vom vorsit-
zenden Mitglied des Vorstands oder dem stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitglied einzuberufen. 2Die Ein-
ladungen ergehen schriftlich unter Bezeichnung der
Gegenstände, die in der Sitzung beraten werden sollen.
3Die Börsenaufsichtsbehörde ist zu den Sitzungen ein-
zuladen.

(4) 1Die Kursmaklerversammlung ist beschluss-
fähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß ge-
laden sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend
und stimmberechtigt ist. 2Beschlüsse werden mit
Mehrheit der Abstimmenden gefasst. 3Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(5) 1Mitglieder der Kursmaklerversammlung sind
bei persönlicher Beteiligung von der Beratung und Ab-
stimmung ausgeschlossen. 2Dies gilt auch für den Vor-
stand bei der Beratung und Beschlussfassung gemäß
Absatz 2 Nr. 5.

§ 34

Vorstand

(1) 1Der Vorstand besteht aus dem vorsitzenden
Mitglied, dem stellvertretenden vorsitzenden Mitglied
und dem kassenführenden Mitglied. 2Die Mitglieder
des Vorstands werden in den ersten beiden Monaten für
das laufende Kalenderjahr gewählt. 3Die Wahlen wer-
den vom vorsitzenden Mitglied des Vorstands anbe-
raumt und geleitet.

(2) 1Die Wahl in der Kursmaklerversammlung ist
geheim, sofern nicht einstimmig eine Wahl mittels Zu-
ruf beschlossen wird. 2Zum Vorstandsmitglied ist ge-
wählt, wer die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder
der Kursmaklerkammer erhält. 3Wird die Mehrheit
nicht erreicht, so ist gewählt, wer im zweiten Wahlgang
die meisten Stimmen erhält. 4Bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los.

(3) Scheidet ein Mitglied des Vorstands während
der Wahlperiode aus, so ist für die Restzeit ein nachfol-
gendes Mitglied zu wählen.

(4) 1Die Mitglieder des Vorstands üben ihr Amt 
ehrenamtlich aus. 2Notwendige Auslagen sind ihnen
zu erstatten.

§ 35

Aufgaben des Vorstands

Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte der
Kursmaklerkammer und hat insbesondere folgende
Aufgaben:

1. Ausführung der Beschlüsse der Kursmaklerver-
sammlung sowie die gerichtliche und außergericht-
liche Vertretung der Kursmaklerkammer,

2. Führung der Aufsicht über die Kursmakler unbe-
schadet der Befugnisse der Börsenaufsichtsbehörde,
der Handelsüberwachungsstelle und der Börsen-
geschäftsführung,

3. auf Antrag eines Auftraggebers die Schlichtung von
Streitigkeiten aus dem Auftragsverhältnis mit dem
Kursmakler,
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4. Regelung der Stellvertretung bei Beurlaubung, Er-
krankung oder sonstiger Verhinderung eines Kurs-
maklers,

5. Einstellung der Angestellten der Kursmaklerkam-
mer und die Regelung ihrer Dienstverhältnisse,

6. Aufnahme von Niederschriften über die Sitzungen
der Organe der Kursmaklerkammer; die Nieder-
schriften sind vom vorsitzenden Mitglied und dem
stellvertretenden vorsitzenden Mitglied zu unter-
zeichnen; ein Abdruck der Niederschriften ist der
Börsenaufsichtsbehörde zuzuleiten,

7. die Erstattung des jeweils in den ersten beiden Mo-
naten des Kalenderjahres vorzulegenden Berichts
an die Börsenaufsichtsbehörde und die Börsenge-
schäftsführung über die Tätigkeit der Kursmakler
im abgelaufenen Jahr.

§ 36

Leitung der Geschäfte

(1) 1Das vorsitzende Mitglied des Vorstands leitet
die Geschäfte der Kursmaklerkammer. 2Im Fall seiner
Verhinderung nimmt das stellvertretende vorsitzende
Mitglied seine Rechte und Pflichten wahr.

(2) Schriftliche Willenserklärungen, durch die die
Kursmaklerkammer verpflichtet wird, bedürfen der
Unterschrift zweier Mitglieder des Vorstands.

§ 37

Beiträge und Umlagen

Zur Deckung der gemäß § 33 Abs. 2 Nr. 3 veran-
schlagten Ausgaben werden von den Kursmaklern
Beiträge und Umlagen erhoben.

§ 38

Beanstandung

(1) Auf Verlangen des Vorstands der Kursmakler-
kammer haben die Kursmakler, soweit die Überwa-
chung der Kursfeststellung es erfordert, ihre geschäft-
lichen Aufzeichnungen vorzulegen sowie mündliche
und schriftliche Erklärungen über bestimmte Tatsa-
chen abzugeben.

(2) Die Kursmaklerkammer kann nach Anhörung
des betroffenen Kursmaklers unbeschadet der Zustän-
digkeiten der Handelsüberwachungsstelle und der
Börsenaufsichtsbehörde Verstöße gegen seine Berufs-
pflichten beanstanden.

§ 39 

Anwesenheitspflicht

Die Kursmakler sind verpflichtet, bei allen Börsen-
versammlungen anwesend zu sein. Bei einer vorüber-
gehenden Abwesenheit ist für eine ordnungsgemäße
Vertretung zu sorgen.

§ 40

Sonstige Pflichten

(1) 1Die Kursmakler sind zur Verschwiegenheit
über ihre Aufträge verpflichtet, sofern sie hiervon
nicht durch die Parteien entbunden sind. 2Sie haben zu
gewährleisten, daß Einblicke in die Orderbücher nur
durch die hierzu berechtigten Personen möglich sind.

(2) Die Kursmakler sind verpflichtet,

1. die für eine ordnungsgemäße Skontroführung und
Kursfeststellung notwendigen Mittel vorzuhalten
und wirksam einzusetzen,

2. in ihrem Verantwortungsbereich durch organisato-
rische Maßnahmen die Einhaltung der börsenrecht-
lichen und wertpapierhandelsrechtlichen Vor-
schriften und insbesondere den Ausschluss des Aus-
nutzens von Insiderwissen sicherzustellen.

§ 41

Kursmaklergesellschaften

Sind an einer Kursmaklergesellschaft nach § 34 a
des Börsengesetzes Personen beteiligt, die nicht Kurs-
makler sind, so haben die geschäftsführenden Kurs-
makler der Gesellschaft die Einhaltung der Bestim-
mungen dieser Verordnung zu überwachen.

Vierter Abschnitt

Kursmaklergebühren

§ 42

Erhebung der Gebühren

(1) Die Kursmakler an der Bayerischen Börse erhe-
ben auf der Grundlage der folgenden Vorschriften Ge-
bühren für die Vermittlung von Börsengeschäften.

(2) 1Die Gebühren sind Höchstgebühren. 2Die Min-
destgebühr für ein vermitteltes Börsengeschäft beträgt
0,75 €.

§ 43

Börsengeschäfte in Aktien

Für die Vermittlungen von Börsengeschäften in Ak-
tien, einschließlich der Bezugsrechte, Optionsscheine
und sonstigen stücknotierten Titel beträgt die Gebühr
0,8 vom Tausend des Kurswertes.

§ 44

Börsengeschäfte in festverzinslichen Wertpapieren

(1) 1Bei festverzinslichen Wertpapieren erfolgt die
Festsetzung der Gebühr auf der Grundlage des Nenn-
wertes. 2Dies gilt nicht für Null-Coupon-Anleihen und
Genussscheine, bei denen eine Gebührenfestsetzung
auf der Grundlage des Nennwertes nicht möglich ist.
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(2) 1Die Gebühr beträgt bei auf Euro lautenden
Wertpapieren, bei auf Deutsche Mark lautenden Wert-
papieren nach der Umrechnung des Nennwertes in Euro
zum Konversionsfaktor und bei auf ausländische
Währungen lautenden Wertpapieren nach der Um-
rechnung in Euro auf der Grundlage des jeweiligen
Konversionsfaktors oder eines Devisenreferenzpreises
bei Nennwerten

bis       25.000 € 0,75 vom Tausend des Nennwertes

über      25.000 € 0,4 vom Tausend des Nennwertes,
bis    50.000 € mindestens aber 18,75 €

über      50.000 € 0,28 vom Tausend des Nennwertes,
bis      125.000 € mindestens aber 20,– €

über   125.000 € 0,26 vom Tausend des Nennwertes,   
bis   250.000 € mindestens aber 35,– €

über   250.000 € 0,16 vom Tausend des Nennwertes,  
bis   500.000 € mindestens aber 65,– €

über   500.000 € 0,12 vom Tausend des Nennwertes,
bis    1.000.000 € mindestens aber 80,– €

über 1.000.000 € 0,08 vom Tausend des Nennwertes,
bis    2.500.000 € mindestens aber 120,– €

über 2.500.000 € 0,06 vom Tausend des Nennwertes,
mindestens aber 200,– €

(3) Bei Null-Coupon-Anleihen (Zero-Bonds) und
bei Genussscheinen, bei denen eine Gebührenfestset-
zung auf der Grundlage des Nennwertes nicht möglich
ist, berechnet sich die Gebühr entsprechend Absatz 2
auf der Grundlage des Kurswertes des Geschäfts.

(4) Den nach Absatz 2 zur Berechnung des Nenn-
wertes jeweils zu Grunde zu legenden Devisenrefe-
renzpreis bestimmt die Kursmaklerkammer.

§ 45

Veröffentlichung

Die geltenden Gebührensätze sind im amtlichen
Kursblatt der Bayerischen Börse zu veröffentlichen.

§ 46

Gebührengläubiger

Gläubiger der Gebühren ist der Kursmakler, der das
gebührenpflichtige Geschäft vermittelt hat.

§ 47

Gebührenschuldner

(1) Jeder, der als Käufer oder Verkäufer den Ab-
schluss eines Geschäfts durch den Kursmakler veran-
lasst hat, schuldet je eine Gebühr.

(2) Gebührenschuldner ist auch, wer die Gebühr
durch eine dem Kursmakler gegenüber abgegebene Er-
klärung übernommen hat.

Fünfter Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 48

In-Kraft-Treten

1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft.
2Mit Ablauf des 31. Dezember 2001 treten die Börsen-
verordnung vom 10. August 1995 (GVBl S. 584, BayRS
411–3–W), geändert durch Verordnung vom 24. Juli
1998 (GVBl S. 553), sowie die Gebührenordnung zum
Börsenrecht (BÖGebO) vom 22. Mai 1978 (BayRS
411–5–W), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
3. August 1992 (GVBl S. 282), außer Kraft.

München, den 3. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium

für Wirtschaft, Verkehr und Technologie

Dr. Otto  W i e s h e u ,  Staatsminister
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Auf Grund von Art. 9 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 2 des
Bayerischen Besoldungsgesetzes (2032–1–1–F), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 22. Dezember
2000 (GVBl S. 928), erlässt das Bayerische Staatsminis-
terium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats-
ministerium der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Sachbezugswerte für gewährte
Verpflegung an Bedienstete der der Aufsicht des
Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit unterstehen-
den Körperschaften des öffentlichen Rechts (BayRS
2032–2–81–A), zuletzt geändert durch Verordnung vom
20. Juli 1998 (GVBl S. 496), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift, im Einleitungssatz und in § 1
Abs. 1 werden die Worte „Arbeit und Sozialord-
nung, Familie, Frauen und Gesundheit“ durch die
Worte „Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen“ ersetzt.

2. Für die Zeit vom 1. Juni 2001 bis 31. Dezember 2001
werden die Beträge

„2,80 DM“ durch „2,95 DM“
„5,60 DM“ durch „5,95 DM“
„4,75 DM“ durch „5,05 DM“

„13,15 DM“ durch „13,95 DM“
ersetzt.

3. Für die Zeit ab 1. Januar 2002 werden die Beträge
„2,95 DM“ durch „1,50 €“
„5,95 DM“ durch „3,05 €“
„5,05 DM“ durch „2,60 €“

„13,95 DM“ durch „7,15 €“
ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft.

München, den 7. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung,

Familie und Frauen

Christa  S t e w e n s ,  Staatsministerin

2032–2–81–A

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über Sachbezugswerte
für gewährte Verpflegung an Bedienstete

der der Aufsicht des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit

unterstehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts

Vom 7. Mai 2001
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2236–9–3–UK

Prüfungsordnung
für Übersetzer und Dolmetscher

(ÜDPO)

Vom 7. Mai 2001

Auf Grund des Art. 15 des Gesetzes über die öffentli-
che Bestellung und allgemeine Beeidigung von Dolmet-
schern und Übersetzern - Dolmetschergesetz - DolmG -
(BayRS 300–12–1–J), geändert durch Gesetz vom 10. Fe-
bruar 2000 (GVBl S. 46), sowie des Art. 21 Abs. 1 Satz 1
des Kostengesetzes vom 20. Februar 1998 (GVBl S. 43,
BayRS 2013–1–1–F), zuletzt geändert durch § 11 des
Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 140), erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus
im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsministe-
rien der Justiz und der Finanzen folgende Verordnung:

Inhaltsübersicht

Erster Teil

Allgemeines

§   1 Prüfungsarten, Berufsbezeichnung

§   2 Durchführung der Prüfung

§   3 Zentrale Prüfungsorgane
§   4 Aufgaben des Prüfungsausschusses

§   5 Aufgaben des Vositzenden des Prüfungsausschusses

§   6 Aufgaben der Prüfungsstelle

§   7 Prüfungskommission für die mündliche Prüfung

Zweiter Teil

Zulassung zur Prüfung

§   8 Zulassungsvoraussetzungen für die Übersetzerprüfung

§   9 Zulassungsvoraussetzungen für die Dolmetscherprüfung

§ 10 Zulassungsgesuch

§ 11 Entscheidung über die Zulassung

Dritter Teil

Inhalt und Verfahren der Prüfung

§ 12 Allgemeine Prüfungsanforderungen

§ 13 Besondere Prüfungsanforderungen

§ 14 Aufgaben des schriftlichen Teils der Übersetzerprüfung

§ 15 Ablauf des schriftlichen Teils der Übersetzerprüfung

§ 16 Aufgaben des mündlichen Teils der Übersetzerprüfung

§ 17 Aufgaben der Dolmetscherprüfung

§ 18 Niederschrift über die mündlichen Prüfungen

§ 19 Bewertung der Prüfungsleistungen

§ 20 Festsetzung des Prüfungsergebnisses, Bestehen der Übersetzer-
prüfung/Dolmetscherprüfung

§ 21 Zeugnisse, Urkunden

§ 22 Rücktritt und Versäumnis

§ 23 Unterschleif

§ 24 Wiederholung der Prüfung

Vierter Teil

Prüfungsgebühren

§ 25 Gebührentatbestand

§ 26 Gebührenhöhe

§ 27 Fälligkeit

§ 28 Gebührenermäßigung/Rückerstattung
§ 29 Zuständigkeit

Fünfter Teil

Schlussvorschriften

§ 30 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Erster Teil

Allgemeines

§ 1

Prüfungsarten, Berufsbezeichnung

(1) 1Die Staatliche Prüfung kann abgelegt werden als
Prüfung für Übersetzer (Übersetzerprüfung), für Dol-
metscher (Dolmetscherprüfung) sowie für Übersetzer
und Dolmetscher (Übersetzer- und Dolmetscherprü-
fung). 2Die Übersetzerprüfung und Dolmetscherprü-
fung können zum selben Termin abgelegt werden. 3Die
Dolmetscherprüfung kann nach Bestehen der Übersetzer-
prüfung auch zu einem späteren Termin abgelegt werden.

(2) Nach Bestehen der Übersetzerprüfung wird die
Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung
„Staatlich geprüfte Übersetzerin“/ „Staatlich geprüfter
Übersetzer“, nach Bestehen der Dolmetscherprüfung die
Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Staat-
lich geprüfte Übersetzerin und Dolmetscherin“/ „Staat-
lich geprüfter Übersetzer und Dolmetscher“ zuerkannt.

§ 2

Durchführung der Prüfung

(1) 1Die Übersetzer- und Dolmetscherprüfung wird
in den Sprachen, die an den Fachakademien für Fremd-
sprachenberufe in Bayern als Erste Fremdsprachen un-
terrichtet werden, als staatliche Abschlussprüfung der
Fachakademien für Fremdsprachenberufe nach der
Schulordnung für die Fachakademien für Fremdspra-
chenberufe in Bayern (BayRS 2236–9–1–2–UK) in der
jeweils gültigen Fassung durchgeführt. 2Die Überset-
zer- und Dolmetscherprüfung in weiteren Sprachen,
für die geeignete Prüfer zur Verfügung stehen, wird
vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus
(Staatsministerium) mit Deutsch als korrespondieren-
der Sprache mindestens alle drei Jahre nach den folgen-
den Bestimmungen abgehalten.



(2) Die Prüfung kann nur in den nachstehend
genannten Fachgebieten abgelegt werden:

1. Wirtschaft,

2. Rechtswesen,

3. Technik,

4. Naturwissenschaften (einschließlich Medizin),

5. Geisteswissenschaften,

6. Sozialwissenschaften.

(3) Die Prüfung kann, soweit es der organisatorische
Ablauf zulässt, zum selben Termin auch in zwei Spra-
chen oder zwei Fachgebieten abgelegt werden.

(4) Der Zeitraum der Prüfung wird unter Angabe der
Anmeldefristen spätestens drei Monate vor Prüfungs-
beginn im Bayerischen Staatsanzeiger bekannt gege-
ben.

(5) Alle mit der Durchführung und Abnahme der
Prüfung beauftragten Personen sind zur Wahrung des
Amtsgeheimnisses in sämtlichen Prüfungsgeschäften
verpflichtet.

§ 3

Zentrale Prüfungsorgane

(1) Zur Durchführung der Prüfungen gemäß § 2
Abs. 1 Satz 2 werden ein Prüfungsausschuss und eine
Prüfungsstelle errichtet.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei
Mitgliedern, und zwar

1. einem Beamten des Staatsministeriums als vorsit-
zendem Mitglied (Vorsitzender),

2. einem freiberuflich tätigen Übersetzer oder Dol-
metscher und

3. einer hauptamtlichen oder hauptberuflichen Lehr-
kraft einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
privaten Fachakademie für Fremdsprachenberufe.

(3) Für die Bestellung der Mitglieder und ihrer Ver-
treter nach Absatz 2 Nr. 2 kommt dem Landesverband
Bayern im Bundesverband der Dolmetscher und Über-
setzer e.V., nach Absatz 2 Nr. 3 den Fachakademien für
Fremdsprachenberufe in Bayern ein Vorschlagsrecht
zu.

(4) 1Den Leiter der Prüfungsstelle bestimmt das
Staatsministerium. 2Er kann an den Sitzungen des
Prüfungsausschusses beratend teilnehmen.

§ 4

Aufgaben des Prüfungsausschusses

Der Prüfungsausschuss berät das Staatsministerium
in Fragen von grundsätzlicher Bedeutung und hat ein
Vorschlagsrecht bei der Bestellung der Prüfer (§ 5
Abs. 2 Nr. 2).

§ 5

Aufgaben des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses

(1) Dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ob-
liegen alle nach dieser Prüfungsordnung zu treffenden
Entscheidungen, soweit sie nicht dem Prüfungsaus-
schuss, den Prüfern der schriftlichen Prüfung oder den
Prüfungskommissionen für die mündliche Prüfung
vorbehalten sind oder dem Leiter der Prüfungsstelle
obliegen.

(2) Der Vorsitzende hat insbesondere folgende
Aufgaben:

1. Er bestimmt Ort und Zeit der Prüfungen und die An-
meldefristen; er veranlasst ihre Ausschreibung im
Bayerischen Staatsanzeiger (§ 2 Abs. 4).

2. Er bestellt die Prüfer für die mündliche und schrift-
liche Prüfung und die Vorsitzenden der Prüfungs-
kommissionen für die mündliche Prüfung.

3. Er entscheidet über die Zulassung zur Prüfung (§ 11
Abs. 1). 

4. Er übt die Aufsicht über die Durchführung der Prü-
fung aus; er hat Zutritt zu den Prüfungen und zu den Be-
ratungen der Prüfer und ist befugt, in den mündlichen
Prüfungen die Berücksichtigung bestimmter Gebiete
im Rahmen der Prüfungsordnung zu veranlassen.
Die gleichen Befugnisse haben sein Vertreter und
die vom Vorsitzenden Beauftragten.

5. Er trifft die Entscheidungen nach § 23, insbesondere
die Entscheidung über den Ausschluss von der Prüfung.

6. Er stellt das Bestehen oder Nichtbestehen der Prü-
fung auf Grund der vom Prüfungsteilnehmer erzielten
Prüfungsnoten fest und stellt das Prüfungszeugnis
und die Prüfungsurkunde aus (§ 21).

§ 6

Aufgaben der Prüfungsstelle

(1) Der Prüfungsstelle obliegt die organisatorische
Vorbereitung und Durchführung der Prüfung, soweit
einzelne Aufgaben nicht anderen Prüfungsorganen
übertragen sind.

(2) Der Leiter der Prüfungsstelle unterstützt den
Prüfungsausschuss und dessen Vorsitzenden und hat
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Er holt die Entwürfe für die schriftlichen Aufgaben
von den nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 bestellten Prüfern ein
und wählt daraus die Prüfungsaufgaben aus; er
kann fachlich besonders ausgewiesene Prüfer zur
Auswahl der Prüfungstexte heranziehen.

2. Er teilt die gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 bestellten Prüfer
und Vorsitzenden der Prüfungskommissionen für
die mündliche Prüfung für die einzelnen Prüfungen
eines Prüfungstermins ein. Er kann den Vorsitz in
einer mündlichen Prüfung auch selbst übernehmen.

§ 7

Prüfungskommission für die mündliche Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Übersetzerprüfung und
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die Dolmetscherprüfung werden vor Prüfungskommis-
sionen abgelegt, die aus zwei Prüfern und einem
Vorsitzenden (§ 5 Abs. 2 Nr. 2, § 6 Abs. 2 Nr. 2) bestehen.

(2) 1Beide Prüfer müssen dem Berufsstand der
Übersetzer und Dolmetscher, dem Lehrkörper einer
Hochschule, dem Lehrkörper einer öffentlichen oder
staatlich anerkannten privaten Fachakademie für
Fremdsprachenberufe in Bayern oder einer gleichwer-
tigen Schule angehören oder angehört haben. 2Einer
der beiden Prüfer soll die zu prüfende Sprache als Mut-
tersprache, einer der beiden Prüfer das zu prüfende
Fachgebiet beherrschen.

(3) 1Der Vorsitzende der Prüfungskommission soll
ein Beamter des höheren Dienstes, ein Richter oder
Staatsanwalt sein. 2Er leitet die mündliche Prüfung
und sorgt für die Einhaltung der Prüfungsbestimmungen.

Zweiter Teil

Zulassung zur Prüfung

§ 8

Zulassungsvoraussetzungen
für die Übersetzerprüfung

Zur Übersetzerprüfung in einer Sprache und
einem Fachgebiet wird zugelassen, wer

1. die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife
oder Fachhochschulreife besitzt,

2. eine mindestens dreijährige berufsqualifizierende
Ausbildung an einer fachlich qualifizierten Ausbil-
dungsstätte für Übersetzer oder Dolmetscher in der
zu prüfenden Sprache und dem zu prüfenden Fach-
gebiet oder eine mindestens dreijährige Berufspra-
xis als Übersetzer oder Dolmetscher in der zu prü-
fenden Sprache und dem zu prüfenden Fachgebiet
in entsprechendem Umfang nachweist,

3. über hinreichende Deutschkenntnisse (mindestens
auf dem Niveau des großen Sprachdiploms des
Goethe-Instituts) verfügt,

4. nicht gemäß § 24 Abs. 1 von der Prüfung ausge-
schlossen ist und

5. die Bearbeitungs- sowie die Prüfungsgebühr ent-
richtet hat.

§ 9

Zulassungsvoraussetzungen
für die Dolmetscherprüfung

Zur Dolmetscherprüfung in einer Sprache und
einem Fachgebiet wird zugelassen, wer

1. die Übersetzerprüfung in dieser Sprache und die-
sem Fachgebiet oder eine vom Staatsministerium
als gleichwertig anerkannte Prüfung bestanden hat
oder die Zulassung zur Übersetzerprüfung in dieser
Sprache und diesem Fachgebiet zum selben Termin
beantragt hat und die dafür notwendigen Voraus-
setzungen erfüllt,

2. eine Ausbildung als Dolmetscher in der zu prüfen-
den Sprache und in dem zu prüfenden Fachgebiet an
einer fachlich qualifizierten Ausbildungsstätte
nachweist oder eine mindestens zweijährige Berufs-
praxis als Dolmetscher in der zu prüfenden Sprache
und dem zu prüfenden Fachgebiet in entsprechen-
dem Umfang nachweist,

3. nicht gemäß § 24 Abs. 1 von der Prüfung ausge-
schlossen ist und 

4. die Bearbeitungs- sowie die Prüfungsgebühr ent-
richtet hat.

§ 10

Zulassungsgesuch

(1) 1Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist
unter Angabe von Sprache und Fachgebiet sowie der
Muttersprache in der von der Prüfungsstelle vorgese-
henen Form innerhalb der in der Ausschreibung (§ 2
Abs. 4) genannten Frist mit allen Unterlagen nach
Absatz 2 bei der Prüfungsstelle einzureichen. 2Für
Unterlagen nach Absatz 2 kann die Prüfungsstelle
eine allgemeine Nachfrist gewähren.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1. bei der Übersetzerprüfung:

a) ein Lebenslauf mit lückenloser Darstellung des
schulischen und beruflichen Werdegangs, Anga-
ben über einschlägige Berufstätigkeiten und ge-
gebenenfalls Auslandsaufenthalte von mehr als
einjähriger Dauer,

b) eine Erklärung darüber, ob und gegebenenfalls
wann und mit welchem Erfolg sich der Bewerber
schon früher einer vom Staatsministerium
durchgeführten Übersetzerprüfung und/oder
Dolmetscherprüfung unterzogen hat,

c) das Zeugnis, mit dem die in § 8 Nr. 1 genannte
Voraussetzung nachgewiesen wird, sowie bei
ausländischen Zeugnissen der Anerkennungsbe-
scheid der Zeugnisanerkennungsstelle für den
Freistaat Bayern,

d) Nachweise über die in § 8 Nr. 2 geforderten Vo-
raussetzungen, die einen Vergleich mit dem Studium
an einer öffentlichen oder staatlich anerkannten
privaten Fachakademie für Fremdsprachenbe-
rufe in Bayern erlauben, und

e) Nachweis hinreichender Deutschkenntnisse
gemäß § 8 Nr. 3, sofern Deutsch nicht die Mutter-
sprache ist;

2. bei der Dolmetscherprüfung:

a) die Unterlagen gemäß Nummer 1 Buchst. a und b,

b) das Zeugnis der für die Zulassung maßgeblichen
Übersetzerprüfung oder der Anerkennungsbe-
scheid des Staatsministeriums über eine als
gleichwertig anerkannte Prüfung (§ 9 Nr. 1) und

c) Nachweise über die in § 9 Nr. 2 geforderten Vor-
aussetzungen, die einen Vergleich mit der Dol-
metscherausbildung an einer öffentlichen oder
staatlich anerkannten privaten Fachakademie
für Fremdsprachenberufe in Bayern erlauben.
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(3) Bewerber, die die Übersetzer- und Dolmetscher-
prüfung zum selben Termin ablegen, müssen die in Ab-
satz 2 Nr. 1 Buchst. a und b bzw. Nr. 2 Buchst. a ge-
nannten Unterlagen nur einmal und die in Nr. 2 Buchst. b
genannten Unterlagen nicht vorlegen.

(4) Die in Absatz 2 genannten Zeugnisse und sonsti-
gen Nachweise sind im Original oder in amtlich be-
glaubigter Form vorzulegen.

(5) Wird die Prüfung wiederholt, ist lediglich ein er-
gänzter Lebenslauf sowie der Bescheid über die Teil-
nahme an der ersten Prüfung in Kopie vorzulegen.

§ 11

Entscheidung über die Zulassung

(1) 1Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet der
Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 2Er entscheidet
ferner darüber ob die zu prüfende Sprache die Mutter-
sprache des Bewerbers ist. 3Als Muttersprache gilt die
Sprache, in der die schulische und/oder berufliche
Ausbildung des Bewerbers überwiegend erfolgte.

(2) 1Die Entscheidung wird schriftlich mitgeteilt.
2Eine ablehnende Entscheidung wird begründet.

(3) Die Zulassung zur Dolmetscherprüfung erfolgt
unter der Bedingung, dass die Übersetzerprüfung in
derselben Sprache und demselben Fachgebiet zum sel-
ben Termin wie die Dolmetscherprüfung abgelegt
wird; dies gilt nicht, wenn diese Übersetzerprüfung be-
reits zu einem früheren Termin bestanden wurde.

Dritter Teil

Inhalt und Verfahren der Prüfung

§ 12

Allgemeine Prüfungsanforderungen

(1) 1Der Prüfungsteilnehmer hat in der Prüfung
nachzuweisen, dass er die sprachlichen und sachlichen
Kenntnisse und die persönlichen Fähigkeiten besitzt,
die für die zuverlässige Ausübung des Übersetzer- oder
Dolmetscherberufs erforderlich sind. 2Dazu gehört ne-
ben breiten und guten Bildungsgrundlagen eine hin-
reichende Vertrautheit mit den staatlichen Einrich-
tungen, der Rechtsordnung und den geschichtlichen,
geographischen, politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Verhältnissen des Sprachraums der zu prü-
fenden Sprache und Deutschlands. 3Weiter ist die Ver-
trautheit mit den einschlägigen sprachlichen und
fachlichen Hilfsmitteln erforderlich.

(2) Jeder Prüfungsteilnehmer hat vertiefte sprachli-
che Kenntnisse sowie Grundkenntnisse über die Sach-
zusammenhänge in dem Fachgebiet nachzuweisen, in
dem er die Prüfung ablegt.

§ 13

Besondere Prüfungsanforderungen

In der Prüfung wird im Einzelnen verlangt:

1. bei der Übersetzerprüfung:

sichere Beherrschung des Deutschen und der zu
prüfenden Sprache in Grammatik, Wortschatz, Stil
und Rechtschreibung,

Gewandtheit im schriftlichen Ausdruck und Si-
cherheit in Aussprache und Intonation, Anpas-
sungsfähigkeit an den jeweiligen Text und seine
Sprachform sowie

die Befähigung, möglichen Missverständnissen und
Fehldeutungen eines Textes vorzubeugen;

2. darüber hinaus bei der Dolmetscherprüfung:

rasche Auffassungsgabe, gutes Gedächtnis, Kon-
zentrationsfähigkeit und Einfühlungsvermögen,
Gewandtheit im mündlichen Ausdruck und die Be-
fähigung, mögliche Missverständnisse und Fehldeu-
tungen der Übertragung vorauszusehen und bei der
Wiedergabe auszuschalten, gewandtes und sicheres
Auftreten sowie Vertrautheit mit den praktischen
Anforderungen und Gepflogenheiten des Dolmet-
schens.

§ 14

Aufgaben des schriftlichen Teils
der Übersetzerprüfung

(1) Der schriftliche Teil der Übersetzerprüfung um-
fasst folgende Klausurarbeiten:

1. Aufsatz in der zu prüfenden Sprache über eines von
mindestens drei zur Wahl gestellten Themen zur
Landeskunde des Sprachraums dieser Sprache (Ar-
beitszeit: drei Stunden),

2. Übersetzung eines anspruchsvollen Textes allge-
meiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen
Länge aus dem Deutschen in die zu prüfende Spra-
che (Arbeitszeit: 90 Minuten),

3. Übersetzung eines anspruchsvollen, dem gewählten
Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 30
Schreibmaschinenzeilen Länge aus dem Deutschen
in die zu prüfende Sprache (Arbeitszeit: 90 Minuten),

4. Übersetzung eines anspruchsvollen Textes allge-
meiner Art von etwa 30 Schreibmaschinenzeilen
Länge aus der zu prüfenden Sprache in das Deut-
sche (Arbeitszeit: 90 Minuten),

5. Übersetzung eines anspruchsvollen, dem gewählten
Fachgebiet entnommenen Textes von etwa 30
Schreibmaschinenzeilen Länge aus der zu prüfen-
den Sprache in das Deutsche (Arbeitszeit: 90 Minuten).

(2)Prüfungsteilnehmer, deren Muttersprache die zu
prüfende Sprache ist, haben statt des Aufsatzes nach
Absatz 1 Nr. 1 einen Aufsatz über eines von drei The-
men zur deutschen Landeskunde in Deutsch zu schrei-
ben.

(3) 1Legt der Prüfungsteilnehmer die Übersetzer-
prüfung zum selben Prüfungstermin oder in zwei un-
mittelbar aufeinanderfolgenden Terminen in zwei
Fachgebieten derselben Sprache ab, so hat er sich nur
einmal den Prüfungen nach Absatz 1 Nrn. 1, 2 und 4 zu
unterziehen. 2Die Einzelnoten dieser Klausurarbeiten
zählen für die Teilnote der schriftlichen Prüfung in bei-
den Fachgebieten.
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(4) 1Jede Klausurarbeit ist von zwei Prüfern zu be-
werten. 2Bei abweichender Bewertung sollen die Prü-
fer versuchen, eine Einigung über die Note zu erzielen.
3Kommt eine Einigung nicht zustande, trifft der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses oder ein von ihm be-
stimmter Prüfer den Stichentscheid.

§ 15

Ablauf des schriftlichen Teils der Übersetzerprüfung

(1) Die Prüfungsteilnehmer haben zur Prüfung
ihren Pass oder Personalausweis und das Zulassungs-
schreiben mitzubringen.

(2) Die Prüfungsteilnehmer dürfen auf die Klausur-
arbeit nicht ihren Namen, sondern nur das gewählte
Kennwort und die von der Prüfungsstelle zugeteilte
Kennzahl setzen.

(3) Bei der Bearbeitung der Prüfungsaufgaben dür-
fen Hilfsmittel nicht verwendet werden, es sei denn,
solche wurden ausdrücklich genehmigt.

(4) 1Die Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung
führen die vom Leiter der Prüfungsstelle beauftragten
Aufsichtspersonen. 2Diese haben darüber zu wachen,
dass bei der Anfertigung der Klausurarbeiten jeder
Unterschleif unterbleibt; sie haben sich, soweit ihnen
die Prüfungsteilnehmer nicht bekannt sind, anhand
von Pass oder Personalausweis der Prüfungsteilneh-
mer und ihrer Zulassungsschreiben davon zu überzeu-
gen, dass die Erschienenen mit den Geladenen perso-
nengleich sind. 3Sie haben die Teilnehmer vor der Ver-
teilung der Prüfungsaufgaben zur Ablieferung nicht
ausdrücklich genehmigter Hilfmittel aufzufordern;
die Folgen des Besitzes von unzulässigen Hilfsmitteln
nach Ausgabe der Prüfungsaufgaben gemäß § 23 treten
auch ohne diesen Hinweis ein.

(5) 1Bei der Fertigung der Reinschrift der Klausur-
arbeit ist die Verwendung von Kurzschrift und der Ge-
brauch von Bleistiften nicht gestattet. 2Die Anferti-
gung von Durchschriften der Klausurarbeiten ist un-
tersagt.

(6) 1Während der Anfertigung der Klausurarbeit
dürfen sich nicht mehrere Prüfungsteilnehmer ohne
Aufsicht gleichzeitig außerhalb des Prüfungsraums
aufhalten. 2Zeitpunkt und Dauer der Abwesenheit von
Prüfungsteilnehmern werden durch eine Aufsichts-
person auf der Klausurarbeit vermerkt.

(7) 1Eine Viertelstunde vor Ablauf der vorgesehenen
Arbeitszeit sind die Prüfungsteilnehmer auf die bevor-
stehende Ablieferung aufmerksam zu machen. 2Nach
Ablauf der Arbeitszeit sind die Klausurarbeiten von
den Aufsichtspersonen einzusammeln. 3Wird eine
Klausurarbeit trotz wiederholter Aufforderung nicht
rechtzeitig abgegeben, so wird sie mit „ungenügend“
bewertet; die Entscheidung trifft der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses.

(8) Über die schriftliche Prüfung ist von einer vom
Leiter der Prüfungsstelle beauftragten Aufsichtsperson
eine Niederschrift zu erstellen, in der der Ablauf der
Prüfung und alle für die Beurteilung der Prüfungsleis-
tungen wesentlichen Vorkommnisse zu vermerken
sind; insbesondere ist festzustellen, ob die Prüfungs-
aufgaben ordnungsgemäß unter Aufsicht und Einhal-
tung der festgesetzten Arbeitszeit bearbeitet wurden.

§ 16

Aufgaben des mündlichen Teils
der Übersetzerprüfung

(1) Der mündliche Teil der Übersetzerprüfung
umfasst folgende Aufgaben:

1. ein Gespräch in der zu prüfenden Sprache und in
Deutsch über verschiedene Gebiete der allgemeinen
Landeskunde, bei dem der Prüfungsteilnehmer
Kenntnisse insbesondere der politischen, rechtli-
chen, wirtschaftlichen und kulturellen Verhältnisse
des Sprachraums der zu prüfenden Sprache und
Deutschlands nachzuweisen hat (Dauer: 25 Minu-
ten); das Gespräch ist überwiegend in der zu prüfen-
den Sprache zu führen, es sei denn, diese Sprache ist
die Muttersprache des Prüfungsteilnehmers,

2. eine Stegreifübersetzung aus der zu prüfenden
Sprache in das Deutsche anhand eines kurzen Tex-
tes (aus einer Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief
oder einem anderen Schriftstück); dieser Text oder
der Text nach Nummer 3 muss dem gewählten Fach-
gebiet entnommen sein (Dauer: 10 Minuten), 

3. eine Stegreifübersetzung aus dem Deutschen in die
zu prüfende Sprache anhand eines kurzen Textes
(aus einer Zeitung, einer Zeitschrift, einem Brief
oder einem anderen Schriftstück); dieser Text oder
der Text nach Nummer 2 muss dem gewählten Fach-
gebiet entnommen sein (Dauer: 10 Minuten) und

4. sprachliche, fachliche und fachsprachliche Erläute-
rungen in der zu prüfenden Sprache und in Deutsch,
ausgehend von den nach den Nummern 2 und 3
übersetzten Texten, wobei der Prüfungsteilnehmer
insbesondere umfassende Grundkenntnisse in der
Terminologie und von Sachzusammenhängen des
gewählten Fachgebiets sowie hinreichende Ver-
trautheit mit sprachlich und fachlich relevanten
Hilfsmitteln nachzuweisen hat ( Dauer: 30 Minuten).

(2) 1Legt der Prüfungsteilnehmer die Übersetzer-
prüfung zum selben Prüfungstermin oder in zwei un-
mittelbar aufeinander folgenden Prüfungsterminen in
zwei Fachgebieten derselben Sprache ab, so hat er sich
nur einmal der Prüfung nach Absatz 1 Nrn. 1 sowie 2
oder 3 (Stegreifübersetzung allgemein) zu unterziehen.
2Die Prüfungsleistungen zählen für beide Fachgebiete.

(3) 1Die Bewertung jeder mündlichen Aufgabe er-
folgt durch zwei Prüfer. 2Kommt bei abweichender Be-
wertung eine Einigung nicht zustande, trifft der Vor-
sitzende der Prüfungskommission den Stichentscheid.

(4) Geringfügige Abweichungen von der vorge-
schriebenen Prüfungszeit sind zulässig.

§ 17

Aufgaben der Dolmetscherprüfung

(1) Die Dolmetscherprüfung umfasst:

1. den mündlichen Teil der Übersetzerprüfung sowie

2. die folgenden drei mündlichen Aufgaben des Dol-
metscherteils:

a) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und
flüssige mündliche Wiedergabe eines in der zu
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prüfenden Sprache gehaltenen Vortrags in
Deutsch; von dem Vortrag können Notizen ge-
macht werden; dieser Vortrag oder der Vortrag
nach Buchstabe b wird dem gewählten Fachge-
biet entnommen (Dauer des Vortrags ca. 8 Minuten,
Dauer von Vortrag und Wiedergabe zusammen
höchstens 20 Minuten),

b) inhaltlich richtige, sprachlich einwandfreie und
flüssige mündliche Wiedergabe eines in Deutsch
gehaltenen Vortrags in der prüfenden Sprache;
von dem Vortrag können Notizen gemacht wer-
den; dieser Vortrag oder der Vortrag nach Buch-
stabe a wird dem gewählten Fachgebiet entnom-
men (Dauer des Vortrags ca. 8 Minuten, Dauer
von Vortrag und Wiedergabe zusammen höchs-
tens 20 Minuten) und

c) Dolmetschen einer zweisprachig geführten, sprach-
lich anspruchsvollen Verhandlung zwischen zwei
Gesprächspartnern in praxisnaher Gesprächs-
führung unter Berücksichtigung des gewählten
Fachgebiets (Dauer: 20 Minuten).

(2) 1Der erste Teil der Dolmetscherprüfung nach Ab-
satz 1 Nr. 1 ist nicht abzulegen, wenn die Dolmetscher-
prüfung in derselben Sprache und demselben Fachge-
biet entweder zum selben Termin wie die Übersetzer-
prüfung oder zum unmittelbar darauffolgenden Ter-
min abgelegt wird. 2Die Einzelnoten für die entspre-
chenden Prüfungsaufgaben des mündlichen Teils der
Übersetzerprüfung (§ 16 Abs. 1) zählen auch für die
Dolmetscherprüfung. 3Wird die Dolmetscherprüfung
in derselben Sprache  und demselben Fachgebiet zu ei-
nem späteren als dem in Satz 1 genannten Termin ab-
gelegt, verkürzen sich im mündlichen Teil der Überset-
zerprüfung die Aufgaben gemäß § 16 Abs. 1 Nrn. 1 und 4
auf jeweils 15 Minuten.

(3) 1Wenn die Dolmetscherprüfung in zwei Fachge-
bieten derselben Sprache zum selben Prüfungstermin
oder in zwei unmittelbar aufeinanderfolgenden Prü-
fungsterminen abgelegt wird, ist die Prüfungsaufgabe
nach Absatz 1 Nr. 2 Buchst. a bzw. b, die nicht einem der
beiden gewählten Fachgebiete entnommen ist, nur ein-
mal abzulegen. 2Die Prüfungsleistung zählt für beide
Fachgebiete.

(4) 1Wenn die Dolmetscherprüfung zum selben Termin
in zwei Fachgebieten derselben Sprache abgelegt wird,
ohne dass diese zum selben Termin wie die entspre-
chenden Übersetzerprüfungen oder zum unmittelbar
darauffolgenden Termin abgelegt wird, werden von den
in Absatz 1 Nr. 1 genannten Prüfungsaufgaben die Prü-
fungsaufgaben nach § 16 Abs. 1 Nrn. 1 sowie 2 oder 3
(Stegreifübersetzung allgemein) nur einmal abgelegt.
2Die Prüfungsleistungen zählen für beide Fachgebiete.

(5) Für die Bewertung gilt § 16 Abs. 3 entsprechend.

§ 18

Niederschrift über die mündlichen Prüfungen

1Über den mündlichen Teil der Übersetzerprüfung
und die Dolmetscherprüfung ist von einem der Prüfer
eine Niederschrift anzufertigen, aus der die gestellten
Fragen und Aufgaben sowie die Art ihrer Beantwor-
tung und Lösung erkennbar sein sollen. 2Für jede Auf-
gabe ist die erteilte Einzelnote einzutragen. 3Die Nie-
derschrift bleibt bei den Prüfungsakten.

§ 19

Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) 1Die einzelnen Klausurarbeiten und die einzel-
nen mündlichen Leistungen werden mit folgenden No-
ten mit der angegebenen Wortbedeutung bewertet:

1. Sehr gut (1)

Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn die
Leistung den Anforderungen in besonderem Maß
entspricht.

2. Gut (2) 

Die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn die Leis-
tung den Anforderungen voll entspricht. 

3. Befriedigend (3) 

Die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn
die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen
entspricht.

4. Ausreichend (4) 

Die Note „ausreichend“ soll erteilt werden, wenn
die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen
den Anforderungen noch entspricht.

5. Mangelhaft (5) 

Die Note „mangelhaft“ soll erteilt werden, wenn die
Leistung den Anforderungen nicht entspricht, je-
doch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in ab-
sehbarer Zeit behoben werden können.

6. Ungenügend (6) 

Die Note „ungenügend“ soll erteilt werden, wenn
die Leistung den Anforderungen nicht entspricht
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind,
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben
werden können.

2Zwischennoten werden nicht erteilt.

§ 20

Festsetzung des Prüfungsergebnisses,
Bestehen der Übersetzerprüfung/Dolmetscherprüfung

(1) 1Nach Abschluss der schriftlichen Prüfungen
setzt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses für die
Übersetzerprüfung die Prüfungsnoten für jede Klau-
surarbeit fest. 2Vom mündlichen Teil der Übersetzer-
prüfung ist ausgeschlossen, wer in einer Klausurarbeit
die Note 6 oder in zwei Klausurarbeiten die Note 5 
erhalten hat. 3Mit dem Ausschluss von der mündlichen
Prüfung gilt die Übersetzerprüfung insgesamt als 
abgelegt und nicht bestanden. 4Nach Abschluss der
mündlichen Prüfungen setzt der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses die Prüfungsnoten für die münd-
lichen Prüfungen fest und entscheidet über das Bestehen
der Prüfung.

(2) Die Übersetzerprüfung hat bestanden, wer in
höchstens einer schriftlichen und einer mündlichen
Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 4, jedoch in
keiner Prüfungsaufgabe eine schlechtere Note als 5 
erreicht hat.

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2001260



(3) Die Dolmetscherprüfung hat bestanden, wer

1. die Übersetzerprüfung bestanden hat und

2. in keiner Prüfungsaufgabe der mündlichen Prüfung
gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 eine schlechtere Prüfungs-
note als 4 erzielt hat.

§ 21

Zeugnisse, Urkunden

(1) 1Prüfungsteilnehmer, die die Übersetzerprüfung
bestanden haben, erhalten ein Prüfungszeugnis und
eine Prüfungsurkunde. 2Das Prüfungszeugnis enthält
die Prüfungsnoten der Klausurarbeiten sowie der
mündlichen Prüfungen, die jeweiligen Durchschnitts-
noten und eine Prüfungsgesamtnote der Übersetzer-
prüfung, die Prüfungsurkunde die Prüfungsgesamtnote
und die zuerkannte Berufsbezeichnung. 3Wird die
Übersetzer- und Dolmetscherprüfung in einem Prü-
fungstermin absolviert, enthält das Prüfungszeugnis
zusätzlich die Prüfungsnoten der mündlichen Prüfung
gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 und die Prüfungsgesamtnote
der Dolmetscherprüfung, die Prüfungsurkunde die
Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprüfung und die
entsprechende Berufsbezeichnung.  4Wird die Dolmet-
scherprüfung zu einem späteren Termin abgelegt, wird
ein Zeugnis über die Dolmetscherprüfung ausgestellt,
das die Prüfungsnoten der mündlichen Prüfung gemäß
§ 17 Abs. 1 und die Prüfungsgesamtnote der Dolmet-
scherprüfung enthält; zusätzlich wird eine Prüfungs-
urkunde ausgestellt, die die Prüfungsgesamtnote der
Dolmetscherprüfung, einen Verweis auf die entspre-
chende Übersetzerprüfung sowie die zuerkannte Be-
rufsbezeichnung enthält.

(2) 1Die Prüfungsgesamtnote der Übersetzerprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete
Durchschnittsnote der doppelt gewichteten Durch-
schnittsnote der schriftlichen Prüfung und der einfach
gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen Prü-
fung (Teiler 3). 2Die Durchschnittsnoten errechnen
sich durch Addition der jeweiligen Prüfungsergebnisse
geteilt durch die Anzahl der Prüfungen.

(3) 1Die Prüfungsgesamtnote der Dolmetscherprü-
fung ist eine auf zwei Dezimalstellen errechnete Durch-
schnittsnote aus der einfach gewichteten Durchschnitts-
note der mündlichen Übersetzerprüfung und der dop-
pelt gewichteten Durchschnittsnote der mündlichen
Dolmetscherprüfung (Teiler 3). 2Für die Berechnung
der Durchschnittsnote der mündlichen Übersetzer-
prüfung gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend; die Durch-
schnittsnote der mündlichen Dolmetscherprüfung er-
rechnet sich aus den jeweils einfach gewichteten Auf-
gabenteilen gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a und b so-
wie dem doppelt gewichteten Aufgabenteil gemäß § 17
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. c (Teiler 4).

(4) Prüfungsteilnehmer, welche die Prüfung nicht be-
standen haben, erhalten einen entsprechenden Bescheid.

(5) In der Prüfungsurkunde wird die Prüfungsgesamt-
note als Zahlenwert und Worturteil angegeben.

(6) Als Prüfungsgesamtnote erhalten Prüfungsteil-
nehmer die Note

– „mit Auszeichnung“ 
mit einer Prüfungsgesamtnote bis 1,50 ,

– „gut“ 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 1,51 bis 2,50 ,

– „befriedigend“ 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 2,51 bis 3,50 ,

– „ausreichend“ 
mit einer Prüfungsgesamtnote von 3,51 bis 4,50 .

§ 22

Rücktritt und Versäumnis

(1) Ein Rücktritt von der Prüfung ist nach der Zu-
lassung nicht mehr möglich.

(2) 1Versäumt ein Prüfungsteilnehmer ohne eine
genügende Entschuldigung im Sinn des Absatzes 3 die
Prüfung, so gilt die Prüfung als abgelegt und nicht be-
standen. 2Versäumt ein Prüfungsteilnehmer einen Ter-
min für eine Prüfungsaufgabe ohne eine genügende
Entschuldigung im Sinn des Absatzes 3 oder gibt er eine
Klausurarbeit nicht ab, so wird die betreffende schrift-
liche Arbeit oder die mündliche Prüfung mit „ungenü-
gend“ bewertet.

(3) 1Weist der Prüfungsteilnehmer nach, dass ihm
die Ablegung der ganzen Prüfung oder eines Teils der
Prüfung aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat,
nicht möglich oder nicht zuzumuten ist, so gilt die
ganze Prüfung als nicht abgelegt. 2Abweichend davon
gilt die Übersetzerprüfung als abgelegt, wenn mindes-
tens drei der fünf schriftlichen Prüfungsaufgaben be-
arbeitet wurden; die fehlenden Prüfungsteile sind in-
nerhalb einer vom Leiter der Prüfungsstelle zu bestim-
menden Zeit nachzuholen.

(4) 1Der Nachweis der Verhinderung ist unverzüg-
lich zu erbringen, im Fall der Krankheit durch das
Zeugnis eines Gesundheitsamts. 2Die Entscheidung
darüber, ob eine vom Prüfungsteilnehmer nicht zu ver-
tretende Verhinderung vorliegt, trifft der Leiter der
Prüfungsstelle.

(5) Hat sich ein Prüfungsteilnehmer einer Prüfung
unterzogen, so können nachträglich gesundheitliche
Gründe, denen zufolge die Prüfungsleistung nicht ge-
wertet werden soll, nicht anerkannt werden.

§ 23

Unterschleif

(1) 1Bedient sich ein Prüfungsteilnehmer unerlaubter
Hilfe oder macht er den Versuch dazu (Unterschleif), so
wird die Arbeit abgenommen und mit Note 6 bewertet.
2Als Versuch gilt auch die Bereithaltung nicht zugelas-
sener Hilfsmittel nach Beginn der Prüfung. 3Ebenso
kann verfahren werden, wenn die Handlungen zu
fremdem Vorteil unternommen werden.

(2) In schweren Fällen wird der Prüfungsteilnehmer
von der Prüfung ausgeschlossen; diese gilt als nicht be-
standen.
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(3) 1Wird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst
nach Abschluss der Prüfung bekannt, so ist die betref-
fende Prüfungsleistung nachträglich mit Note 6 zu be-
werten und das Gesamtprüfungsergebnis entsprechend
zu berichtigen. 2In schweren Fällen ist die Prüfung für
nicht bestanden zu erklären. 3Ein unrichtiges Zeugnis
und eine unrichtige Urkunde sind einzuziehen.

(4) Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses.

§ 24

Wiederholung der Prüfung

(1) 1Eine nicht bestandene Prüfung kann in dersel-
ben Sprache und demselben Fachgebiet einmal wie-
derholt werden. 2Die Prüfung kann nur im Ganzen
wiederholt werden. 3Prüfungsteilnehmer, die die Über-
setzerprüfung in einer Sprache und einem Fachgebiet
zweimal nicht bestanden haben und die Übersetzer-
prüfung in derselben Sprache in einem anderen Fach-
gebiet zu einem anderen Prüfungstermin einmal nicht
bestehen, können die Übersetzerprüfung in derselben
Sprache nicht mehr, auch nicht in einem anderen Fach-
gebiet, ablegen; Entsprechendes gilt für die Dolmet-
scherprüfung.

(2) 1Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung das erste
Mal abgelegt und bestanden haben, können zur Ver-
besserung ihrer Note noch einmal zur Prüfung zuge-
lassen werden. 2Die Prüfungsteilnehmer haben die
Wahl, welches Prüfungsergebnis sie gelten lassen wollen.

Vierter Teil

Prüfungsgebühren

§ 25

Gebührentatbestand

(1) Jeder Prüfungsteilnehmer, der die Übersetzer-
und/oder Dolmetscherprüfung nach dieser Verordnung
ablegt, hat eine Bearbeitungs- und eine Prüfungsge-
bühr zu entrichten.

(2) 1Die Bearbeitungsgebühr dient zur Deckung
der durch die Prüfung der Zulassungsgesuche anfal-
lenden Kosten. 2Die Prüfungsgebühren dienen zur
Deckung der Kosten, die für die Erstellung der
Prüfungsaufgaben, die Durchführung der Prüfung,
die Vergütung der Prüfer und dem übrigen damit ver-
bundenen Verwaltungsaufwand entstehen.

§ 26

Gebührenhöhe

(1) Die Bearbeitungsgebühr beträgt 40,00 € (78,50 DM).

(2) 1Die Gebühr für die Übersetzerprüfung beträgt
für die Prüfung in der ersten Fremdsprache und einem
Fachgebiet sowie in einer zweiten Fremdsprache und
einem Fachgebiet jeweils 200,00 € (392,00 DM). 2Die

Gebühr erhöht sich um 100,00 € (196,00 DM), wenn die
Prüfung zusätzlich in einem weiteren Fachgebiet ab-
gelegt wird.

(3) 1Werden die Übersetzer- und Dolmetscherprü-
fung in einem Termin abgelegt, beträgt die Prüfungs-
gebühr für die Prüfung in der ersten Fremdsprache und
einem Fachgebiet sowie in der zweiten Fremdsprache
und einem Fachgebiet jeweils 280,00 € (548,00 DM).
2Die Gebühr erhöht sich um 150,00 € (294,00 DM),
wenn die Prüfung zusätzlich in einem weiteren Fach-
gebiet abgehalten wird.

(4) 1Wird die Dolmetscherprüfung zu einem späte-
ren Zeitpunkt abgelegt, beträgt die Gebühr für die
Prüfung in der ersten Fremdsprache und einem Fach-
gebiet sowie in der zweiten Fremdsprache und einem
Fachgebiet jeweils 150,00 € (294,00 DM). 2Diese Ge-
bühr erhöht sich um 100,00 € (196,00 DM), wenn die
Prüfung zusätzlich in einem weiteren Fachgebiet ab-
gelegt wird. 

§ 27

Fälligkeit

(1) Die Bearbeitungsgebühr ist mit dem Antrag auf
Zulassung zur Prüfung zu entrichten.

(2) Die Prüfungsgebühr muss spätestens 14 Tage
nach Zulassung bei der Staatsoberkasse Bayern einge-
gangen sein, andernfalls ist die Zulassung hinfällig. 

§ 28

Gebührenermäßigung/Rückerstattung

(1) 1Die Bearbeitungsgebühr wird bei jedem Antrag
auf Zulassung zur Prüfung erhoben und in keinem Fall
zurückerstattet. 2Die Bearbeitungsgebühr ermäßigt
sich im Fall der Wiederholung der Prüfung auf 25,00 €
(49,00 DM).

(2) Versäumt ein Prüfungsteilnehmer mit ausrei-
chender Entschuldigung im Sinn des § 22 Abs. 3 die
Prüfung trotz Zulassung, so wird die Prüfungsgebühr
zurückerstattet.

(3) 1Bei Abbruch einer Prüfung oder eines Prüfungs-
teils, den der Prüfungsteilnehmer gemäß § 22 Abs. 3
nicht zu vertreten hat, wird die Gebühr einbehalten
und ein Nachtermin angesetzt. 2Sollte eine Wiederho-
lung oder Fortsetzung der Prüfung zu einem späteren
Zeitpunkt ausgeschlossen sein, werden die Prüfungs-
gebühren anteilig zurückerstattet. 3Soll die Übersetzer-
und Dolmetscherprüfung zum selben Termin abgelegt
werden und ist eine Teilnahme an der Dolmetscher-
prüfung auf Grund der nicht bestandenen Übersetzer-
prüfung nicht möglich, wird der Gebührenanteil für
die Dolmetscherprüfung zurückerstattet. 

§ 29

Zuständigkeit

Die Gebühren werden vom Staatsministerium erhoben.
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Fünfter Teil

Schlussvorschriften

§ 30

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) 1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in
Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Mai 2001 tritt die
Prüfungsordnung für Übersetzer und Dolmetscher
(ÜDPO) vom 20. Februar 1990 (GVBl S. 64, BayRS
2236–9–3–UK), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 1. März 1999 (GVBl S. 80), außer Kraft.

(2) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 1 treten §§ 25
bis 29 mit Wirkung vom 1. Februar 2001 in Kraft.
2Bis einschließlich 31. Dezember 2001 gelten die in
DM ausgewiesenen Beträge, ab dem 1. Januar 2002
die Beträge in Euro.

München, den 7. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium

für Unterricht und Kultus

Monika  H o h l m e i e r ,  Staatsministerin



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2001264

Auf Grund des Art. 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge-
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS
2230–1–1–UK) erlässt das Bayerische Staatsministerium
für Unterricht und Kultus folgende Verordnung:

§ 1

1Es werden folgende staatliche Berufsfachschulen
errichtet:

1. Staatliche Berufsfachschule für informations- und
telekommunikationstechnische Berufe in Ansbach,

2. Staatliche Berufsfachschule für informations-
und telekommunikationstechnische Berufe in
Aschaffenburg,

3. Staatliche Berufsfachschule für technische Assis-
tenten für Informatik in Bamberg,

4. Staatliche Berufsfachschule für informations- und
telekommunikationstechnische Berufe in Haßfurt,

5. Staatliche Berufsfachschule für informations-
und telekommunikationstechnische Berufe in 
Ingolstadt,

6. Staatliche Berufsfachschule für informations- und
telekommunikationstechnische Berufe in Landshut,

7. Staatliche Berufsfachschule für informations- und
telekommunikationstechnische Berufe in Lauingen,

8. Staatliche Berufsfachschule für informations-
und telekommunikationstechnische Berufe in
Lichtenfels,

9. Staatliche Berufsfachschule für Sozialpflege in
Münnerstadt,

10. Staatliche Berufsfachschule für informations- und
telekommunikationstechnische Berufe in Traunstein.

2Es werden organisatorisch verbunden die in Satz 1
Nrn. 1, 3, 5, 6 und 10 genannten Schulen mit der örtli-
chen staatlichen Berufsschule I, die in Satz 1 Nr. 2 ge-
nannte Schule mit der staatlichen Berufsschule II in
Aschaffenburg und die übrigen in Satz 1 genannten
Schulen mit der örtlichen staatlichen Berufsschule.

§ 2

1Die örtlich zuständige Regierung ist übergeordnete
Dienststelle im Sinn der Verwaltungsvorschriften zur
Bayerischen Haushaltsordnung. 2Amtskasse ist die
Staatsoberkasse Bayern.

§ 3

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft
und bezüglich der in § 1 Satz 1 Nrn. 1, 2, 4 bis 8 und 10
genannten Schulen mit Ablauf des 31. Juli 2004 außer
Kraft.

(2) 1Bezüglich der Staatlichen Berufsfachschule für
technische Assistenten für Informatik in Bamberg tritt
die Verordnung mit Ablauf des 31. Juli 2005 außer
Kraft. 2Zum Schuljahr 2004/2005 dürfen keine Bewerber
mehr in die Jahrgangsstufe 11 aufgenommen, Klassen
der Jahrgangsstufe 11 nicht mehr gebildet werden.

München, den 9. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika  H o h l m e i e r ,  Staatsministerin

2236–4–3–27–UK

Verordnung
über die Errichtung staatlicher Berufsfachschulen

im Jahr 2001

Vom 9. Mai 2001
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Auf Grund des Art. 23 Abs. 4 des Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. März 2001 (GVBl S. 80, BayRS 605–1–F) erlässt
das Bayerische Staatsministerium für Landesent-
wicklung und Umweltfragen im Einvernehmen mit
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol-
gende Verordnung:

§ 1

Begriffsbestimmungen

(1) Störer im Sinn des Art. 7 Abs. 4 Satz 1 FAG sind
die Verpflichteten nach § 4 Abs. 3 und 6 des Gesetzes
zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und
zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzge-
setz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl I S. 502).

(2) Ein Kostenersatz durch Dritte im Sinn des Art. 7
Abs. 4 Satz 1 FAG kann von seiten des Störers, der Gesell-
schaft zur Altlastensanierung in Bayern mbH (GAB)
oder aus sonstigen Finanzquellen erlangt werden. 

(3) Maßnahmen im Sinn dieser Verordnung sind 
Sanierungs-, Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen
gemäß § 2 Abs. 7 und 8 BBodSchG.

§ 2

Aufnahme in die Liste der
fachlich vordringlichsten Vorhaben

(1) 1Anträge zur Aufnahme von Maßnahmen in die
Liste der fachlich vordringlichsten Maßnahmen sind
von den Landkreisen und kreisfreien Gemeinden (An-
tragsberechtigte) auf dem Dienstweg an das Staatsmi-
nisterium für Landesentwicklung und Umweltfragen
zu richten. 2Folgende Angaben und Unterlagen sind
insbesondere beizufügen:

1. Darstellung der geplanten Maßnahmen und ihrer
fachlichen Dringlichkeit aus Sicht des Antragstel-
lers,

2. Aussage, mit welchen Sanierungskosten und wel-
cher Kostenerstattung von Dritten und nach Art. 7
Abs. 4 FAG gerechnet wird, 

3. Gutachten, Planungsunterlagen,

4. detaillierte Kostenschätzung mit Mittelabflussplan
(für die Gesamtdauer der Sanierung),

5. Angaben zu den in Betracht kommenden Störern,

6. Erklärung, inwieweit ein Kostenersatz durch Dritte
nicht erreichbar ist, und Angabe der Gründe hierfür,

7. Nachweis, dass der Eigenanteil nach Art. 7 Abs. 4
Satz 2 FAG durch Tragung der notwendigen Kosten
für Amtsermittlung, sonstige Erkundung oder Maß-
nahmen überschritten wird. 

(2) Die Anträge auf Aufnahme in die Liste der fach-
lich vordringlichsten Vorhaben sind erstmals für das
Haushaltsjahr, in dem die Durchführung der Maßnah-
men beginnen soll, in vierfacher Fertigung bei der Re-
gierung einzureichen. 

(3) 1Die Regierung prüft den Antrag im Hinblick
auf die fachliche Notwendigkeit der geplanten Maß-
nahmen, die Plausibilität der vorgelegten Kosten-
schätzung und die mangelnde Erstattungsfähigkeit
der geschätzten Kosten durch Dritte und leitet den An-
trag mit dem Prüfvermerk an das  Staatsministerium
für Landesentwicklung und Umweltfragen weiter.
2Soweit den Regierungen mehrere Anträge vorliegen,
ist ein Vorschlag für eine Reihung nach Dringlichkeit
beizufügen. 

(4) 1Über die Aufnahme von Maßnahmen in die Liste
der fachlich vordringlichsten Vorhaben entscheidet
das Staatsministerium für Landesentwicklung und
Umweltfragen unter Berücksichtigung der zur Verfü-
gung stehenden Haushaltsmittel und der fachlichen
Dringlichkeit der beantragten Maßnahmen. 2In die Liste
können auch Maßnahmen aufgenommen werden, mit
deren Durchführung aus Gründen der Gefahrenab-
wehr bereits begonnen werden musste. 3Mit der Auf-
nahme in die Liste entsteht ein Erstattungsanspruch
dem Grunde nach; über die Höhe der Erstattung und
über den Zeitpunkt der Auszahlung entscheidet die
Regierung nach § 3.

§ 3

Erstattung

(1) Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der ergänzenden Finanzzuweisungen ist die Re-
gierung zuständig.

(2) 1Maßgebend für die Ermittlung des Eigenanteils
nach Art. 7 Abs. 4 Satz 2 FAG ist die auf der Grundlage
der Ergebnisse der letzten Volkszählung fortgeschrie-
bene Einwohnerzahl nach dem Stand vom 31. Dezem-
ber des vorvorhergehenden Jahres unter Zugrunde-
legung des Gebietsstands zu Beginn des Jahres, für das
die Erstattungsanträge gestellt werden. 2§ 1 Abs. 4 der
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Ge-
meindeverbänden vom 1. August 1996 (GVBl S. 344,
BayRS 605–10–F), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 19. Februar 2001 (GVBl S. 62), bleibt außer Be-
tracht. 3Eine Unterschreitung des Eigenanteils in einem
Jahr hat keine Auswirkungen auf die Erstattung für

605–15–U

Durchführungsverordnung
zu Art. 7 Abs. 4 Finanzausgleichsgesetz

(FAG DV-Altlasten)

Vom 10. Mai 2001
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andere Jahre. 4Beiträge Dritter und Zahlungen sind
dem Jahr zuzurechnen, in dem die diesen Beiträgen
und Zahlungen zugrunde liegenden Kosten fällig wur-
den. 5Die Kostenerstattung erfolgt zu den Vorausset-
zungen, die im Jahr des Kostenanfalls vorliegen.  

(3) Die Bewilligung der Erstattungsbeträge ist bei
der Regierung mit folgenden Unterlagen zu beantragen:

1. Antrag auf Erstattung der notwendigen Kosten für
Amtsermittlung und sonstige Erkundung bzw. für
Maßnahmen, aus dem hervorgeht, welche Arbeiten
im Einzelnen durchgeführt werden, 

2. detaillierte Kostenaufstellung und Darlegung, dass
neben einer sparsamen und wirtschaftlichen Durch-
führung das für die vorgesehene Nutzung erforder-
liche Sanierungsziel zugrunde gelegt worden ist,

3. Erklärung, dass die geltend gemachten Kosten bereits
verausgabt oder fällig sind, 

4. ggf. aktualisierte Angaben zu den Störern,

5. Nachweis, dass der Eigenanteil nach Art. 7 Abs. 4
Satz 2 FAG durch Tragung der notwendigen Kosten
für Amtsermittlung, sonstige Erkundung oder Maß-
nahmen überschritten ist. 

(4) Die Regierung prüft die Antragsunterlagen hin-
sichtlich der Erstattungsfähigkeit der Aufwendungen,
insbesondere auf die Notwendigkeit der Kosten, die
mangelnde Erstattungsfähigkeit durch Dritte und das
Überschreiten des Eigenanteils nach Art. 7 Abs. 4 Satz 2
FAG. 

(5) 1Die Regierung setzt den Erstattungsbetrag fest,
erlässt den Erstattungsbescheid und zahlt die Erstat-
tungsbeträge entsprechend dem Stand der Durch-
führung der Maßnahmen aus. 2Sie unterrichtet das
Staatsministerium für Landesentwicklung und Um-
weltfragen über den Erstattungsbescheid. 

§ 4

Schlussabrechnung

Nach Abschluss der Maßnahmen und vor der letzten
Kostenerstattung ist von der Regierung eine Schluss-
abrechnung durchzuführen und zu kontrollieren, ob
der Landkreis oder die kreisfreie Gemeinde unter
Berücksichtigung der Beteiligung Dritter den Eigen-
anteil nach Art. 7 Abs. 4 Satz 2 FAG geleistet hat. 

§ 5

Rückerstattung

1Erhält der Landkreis oder die kreisfreie Gemeinde
von Dritten Kostenerstattungen nach § 1 Abs. 2, insbe-
sondere einen Wertausgleich nach § 25 BBodSchG, so
ist der Landkreis oder die kreisfreie Gemeinde gegenüber
dem Freistaat zur Rückerstattung bereits geleisteter
Geldbeträge verpflichtet. 2Eingehende Erstattungen
oder Wertausgleichsleistungen hat der Landkreis oder
die kreisfreie Gemeinde der Regierung unverzüglich
anzuzeigen.

§ 6

Einplanung der Haushaltsmittel

1Zur Einplanung der zur Verfügung stehenden
Haushaltsmittel teilen die Regierungen dem Staatsmi-
nisterium für Landesentwicklung und Umweltfragen
jeweils bis 1. November eines jeden Jahres mit, mit wel-
chen zu erstattenden Kosten für das folgende Haus-
haltsjahr maßnahmenbezogen gerechnet wird. 2Die
Landratsämter und kreisfreien Gemeinden leiten zur
Vorbereitung dieser Meldungen den Regierungen die
erforderlichen Angaben jeweils bis spätestens 15. Okto-
ber eines jeden Jahres zu.

§ 7

In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmung

1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft. 2Zu
diesem Zeitpunkt anhängige Erstattungsverfahren für
ab In-Kraft-Treten des Art. 7 Abs. 4 FAG (1. August
1998) angefallene Kosten sind nach dieser Verordnung
fortzuführen.

München, den 10. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Landesentwicklung und Umweltfragen

Dr. Werner  S c h n a p p a u f ,  Staatsminister



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 10/2001 267

Auf Grund des Art. 106 Abs. 3 Satz 3 des Bayeri-
schen Hochschulgesetzes (BayHSchG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 2. Oktober 1998 (GVBl 
S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK), zuletzt geändert durch
§ 36 des Gesetzes vom 24. April 2001 (GVBl S. 140), in
Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Gesetzes
zur Überleitung von Zuständigkeiten vom 29. Dezember
1998 (GVBl S. 1013, BayRS 1102–9–S) erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium der Finanzen folgende Ver-
ordnung:

§ 1

In die Verordnung über die Festsetzung von Studenten-
werkbeiträgen (BayRS 2210–1–1–7–2–WFK), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 13. Januar 2001
(GVBl S. 32), wird folgender § 1d eingefügt:

„§ 1d

1Der zusätzliche Beitrag für die Beförderung der
Studenten der Universität Bayreuth und der Hochschule
für evangelische Kirchenmusik in Bayreuth im öffent-
lichen Nahverkehr (Art. 106 Abs. 3 Satz 3 BayHSchG)
wird für das Wintersemester 2001/2002 auf DM 35,90,
für das Sommersemester 2002 auf € 18,36 sowie für das
Wintersemester 2002/2003 und das Sommersemester
2003 jeweils auf €18,86 je Semester festgesetzt. 2Schwer-
behinderte, die nach dem Schwerbehindertengesetz
(SchwbG) Anspruch auf unentgeltliche Beförderung
haben und im Besitz des Beiblatts zum Ausweis für
Schwerbehinderte mit der zugehörigen Wertmarke
sind, erhalten bei Vorlage des entsprechenden Nach-
weises den zusätzlichen Beitrag nach Satz 1 erstattet.
3§ 1 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 gelten entsprechend.“

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft. 
2Sie tritt mit Ablauf des 30. September 2003 außer
Kraft.

München, den 15. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Hans  Z e h e t m a i r ,  Staatsminister

2210–1–1–7–2–WFK

Sechzehnte Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die Festsetzung
von Studentenwerkbeiträgen

Vom 15. Mai 2001

2210–8–2–2–WFK

Verordnung
zur Änderung der

Hochschulvergabeverordnung

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von Art. 1 Satz 3, Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 2
Satz 2, Art. 6 Abs. 1 Sätze 2 und 3, Abs. 2 und 3, Art. 7
Abs. 2, Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1, Art. 9 Abs. 1 und
Art. 11 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Staats-
vertrags über die Vergabe von Studienplätzen vom 
19. Februar 1988 (GVBl S. 18, BayRS 2210–8–2–WFK),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juli 2000 (GVBl
S. 487), erlässt das Bayerische Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst folgende Verord-
nung:

§ 1

Die Verordnung über die Vergabe von Studien-
plätzen durch die Hochschulen (Hochschulvergabe-
verordnung - HSchVV) vom 16. Mai 1994 (GVBl S. 407,
BayRS 2210–8–2–2–WFK), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 1. August 2000 (GVBl S. 552), wird wie
folgt geändert:

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung:

„4. 8 v.H. für die Zulassung von ausländischen
Staatsangehörigen und Staatenlosen, die
nicht nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Vergabeverord-
nung ZVS Deutschen gleichgestellt sind. Die
Quote kann durch Satzung der Hochschule
auf bis zu 11 v.H. und in Studiengängen, 
deren Ausbildungsangebot in besonderer
Weise auf ausländische Studenten ausge-
richtet ist, auf bis zu 30 v.H. erhöht werden.“

b) In Satz 4 werden die Worte „und im Studiengang
„Deutsch als Fremdsprache“ an der Universität
München die Quote nach Satz 1 Nr. 4  30 v.H.“ ge-
strichen.

2. Anlage 1 erhält die Fassung der Anlage 1 zu dieser
Verordnung.

§ 2 

1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft.
2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum Win-
tersemester 2001/2002.

München, den 15. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Hans  Z e h e t m a i r ,  Staatsminister
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Universitäten

Anlage 1

Verfahrensart nach § 1 für die Vergabe von Studienplätzen des ersten Fachsemesters

a) Studiengänge an Universitäten (ohne Fachhochschulstudiengänge)

Studiengänge

Betriebswirtschaftliche Forschung
postgraduales Studium

Betriebswirtschaftslehre
Magister-Nebenfach

Biochemie
Diplom

Biologie
Bachelor

Biologie
Lehrämter **)

Biomedizin
Bachelor

Buchwissenschaft
Diplom

Buchwissenschaft
Magister

Didaktik der Grundschule
Lehramt an Grundschulen

Didaktik der Grundschule
Lehramt an Sonderschulen

Dramaturgie
Diplom

Europäische Wirtschaft
Diplom

European Economic Studies
Bachelor

European Economic Studies
Master

Geographie
(Studienrichtung Wirtschaftsgeographie)
Diplom

Geoökologie
Diplom

Germanistik
Diplom

Germanistik, Deutsch
Magister, Lehrämter ***)

Informationswissenschaft
Magister

Interkulturelle Kommunikation
Magister-Nebenfach

Internationale Betriebswirtschaftslehre
Diplom

Internationales Wirtschaftsrecht
Diplom

Internationale Volkswirtschaftslehre
Diplom

4

2*) 2

4*) 4*)

4*) 4*)

4*)            4*)            4*) 4*)           4*)

4*)

4*)

4

4*) 4*)           4*)         4           4*) 4                4*)           4*

4*) 4*)

4*)

4*)

4*)

4*)

4*)

4*)

4

4*) 2

4

4

4*)

4*)

4*)
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Universitäten
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Studiengänge

Journalistik
Diplom

Kommunikationswissenschaft
(Zeitungswissenschaft)

Magister****)

Kulturraumstudien
Diplom

Kunstgeschichte
Magister

Landschaftsarchitektur und 
Landschaftsplanung

Bachelor

Landschaftsarchitektur und 
Landschaftsplanung

Diplom

Medienpädagogik
Magister-Nebenfach

Medieninformatik
Diplom *****)

Molecular Science
Bachelor

Molekulare Medizin
Diplom

Psychologie
Magister-Nebenfach

Psychologie
mit schulpsychologischem Schwerpunkt
Lehramt an Grundschulen,
Erweiterungsstudium

Psychologie
mit schulpsychologischem Schwerpunkt
Sonstige Lehrämter,
Erweiterungsstudium

Sonderpädagogik
Magister-Hauptfach

Sonderpädagogische Fachrichtungen
Lehramt an Sonderschulen

Sonderpädagogische Qualifikationen
Erweiterungsstudium

Sozialwissenschaft
Diplom

Sportökonomie
Diplom

Sprechwissenschaft
Magister

Technologie- und Managementorientierte 
Betriebswirtschaftslehre

Bachelor *****)

Technologie- und Managementorientierte 
Betriebswirtschaftslehre

Diplom *****)

4*)

4*) 4 4*)

4

2*)

4*)

4*)

4*)          

4*)

4*)

4*)

2*) 2

4*)

2*)

4*)

4*) 4

4*) 4

4

4*)

4*)

4*)

4*)
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Universitäten
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Studiengänge

Theaterwissenschaft
Magister

Volkswirtschaftslehre 
Diplom

Volkswirtschaftslehre
Magister-Nebenfach

Wirtschaftsinformatik
Bachelor

Wirtschaftsinformatik
Diplom

Wirtschaftsingenieurwesen
Diplom

Wirtschaftspädagogik
Diplom

Wirtschaftswissenschaften
Lehramt an Gymnasien

Wirtschaftswissenschaften
Lehramt an Realschulen

4 4*)

4*) 4 4 4*) 4*)

2*)

4*)

4*) 4*) 4*)

4*)

4*) 4 4

4

4

*) Zulassung im ersten Fachsemester erfolgt nur im Wintersemester

**) an der Technischen Universität München nur Lehramt an Gymnasien

***) an der Universität Augsburg nur Deutsch/Lehramt an Grundschulen und Lehramt an Hauptschulen und an der Universität  Bamberg nur
Germanistik/Magister-Hauptfach

****) an den Universitäten Augsburg und Bamberg nur Kommunikationswissenschaft/Magister-Nebenfach

*****) Einführung des Studiengangs ab Wintersemester 2001/2002 geplant
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Studiengänge

Betriebswirtschaft

Betriebswirtschaft und Recht

Bioinformatik

Biotechnologie

Druck- und Medientechnik

Energie- und Umwelttechnik

Ernährung und 
Versorgungsmanagement

Fahrzeugtechnik

Forstwirtschaft

Gartenbau

Holzbau und Ausbau

Informatik

Information und Multimedia
Ergänzungsstudium

Internationales Management

Landschaftsarchitektur

Landschaftsbau und -management

Lebensmitteltechnologie

Mechatronik

Medienmanagement

Medientechnik

Produktions- und 
Automatisierungstechnik

Soziale Arbeit

Technische Informatik

Textildesign

Tourismus

Umwelttechnik

Vertriebsingenieurwesen

Wirtschaftsinformatik

Wirtschaftsingenieurwesen

Wirtschaftsingenieurwesen
Aufbaustudium

4      4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4   

4

4

4

4

4*)

4*)

4

4

4

4

4 4 4 4 4 4 4 4 4 4   

4

4

4

4

4*)
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4*)
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*) Einführung des Studiengangs ab Wintersemester 2001/2002 geplant

1   = landesweites Verteilungsverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 1
2   = örtliches Verteilungsverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 2 
3   = landesweites Auswahlverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 3
4   = örtliches Auswahlverfahren nach § 1 Satz 1 Nr. 4 

b) Fachhochschulstudiengänge
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Auf Grund von Art. 9 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 2 des
Bayerischen Besoldungsgesetzes (2032–1–1–F), zuletzt
geändert durch § 1 des Gesetzes vom 22. Dezember
2000 (GVBl S. 928), erlässt das Bayerische Staatsminis-
terium der Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über Sachbezugswerte und ihre An-
rechnung auf Besoldung (BayRS 2032–2–5–F), zuletzt
geändert durch § 4 der Verordnung vom 12. Januar
2001 (GVBl S. 169), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 werden die Beträge

„2,80 DM“ durch „1,50 €“,

„5,60 DM“ durch „3,05 €“, 

„4,75 DM“ durch „2,60 €“, 

„13,15 DM“ durch „7,15 €“ 

ersetzt.

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Sonderregelung
für Beamte der Bayerischen Bereitschaftspolizei

Für Polizeivollzugsbeamte der Bayerischen Bereit-
schaftspolizei in Ausbildung, die zur Teilnahme an der
Gemeinschaftsverpflegung verpflichtet sind, beträgt
der Sachbezugswert

1. an den Standorten der Bereitschaftspolizei

für das Frühstück 1,00 €,

für das Mittagessen 1,80 €,

für das Abendessen 1,30 €,

für die volle Tagesverpflegung 4,10 €,

2. in den Bergunterkünften der Polizei und der Außen-
stelle des Fortbildungsinstitutes Ainring in Herzogau

für das Frühstück 1,30 €,

für das Mittagessen 2,80 €,

für das Abendessen 2,30 €,

für die volle Tagesverpflegung 6,40 €.“

3. In § 4  Abs. 1 Satz 1 werden die Beträge

„0,70 DM“ durch „0,39 €“,

„0,53 DM“ durch „0,30 €“

ersetzt.

§ 2

Für die Zeit vom 1. Juni 2001 bis 31. Dezember 2001
werden die Beträge

„0,30 €“ durch „0,58 DM“, 

„0,39 €“ durch „0,76 DM“, 

„1,00 €“ durch „2,00 DM“, 

„1,30 €“ durch „2,50 DM“, 

„1,50 €“ durch „2,95 DM“, 

„1,80 €“ durch „3,50 DM“ ,

„2,30 €“ durch „4,50 DM“ ,

„2,60 €“ durch „5,05 DM“ ,

„2,80 €“ durch „5,50 DM“ ,

„3,05 €“ durch „5,95 DM“ ,

„4,10 €“ durch „8,00 DM“ ,

„6,40 €“ durch „12,50 DM“ ,

„7,15 €“ durch „13,95 DM“ 

ersetzt.

§ 3

1Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2001 in Kraft. 
2§ 4 der Verordnung zur Anpassung von Verordnungen
an den Euro im Geschäftsbereich des Bayerischen
Staatsministeriums der Finanzen (FMEuroAnpV) vom
12. Januar 2001 (GVBl S. 169) wird aufgehoben.

München, den 22. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Prof. Dr. Kurt  F a l t l h a u s e r ,  Staatsminister

2032–2–5–F

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über Sachbezugswerte
und ihre Anrechnung auf Besoldung

Vom 22. Mai 2001
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Berichtigung

In § 3 der Verordnung zur Anpassung von Verord-
nungen an den Euro im Geschäftsbereich des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialord-
nung, Familie und Frauen vom 22. März 2001 (GVBl 
S. 173, BayRS 17–9–A) ist „§ 2 Nr. 2“ durch „§ 2 Nr. 1“
zu ersetzen.

München, den 7. Mai 2001

Bayerisches Staatsministerium
für Arbeit und Sozialordnung,

Familie und Frauen

Z w i c k ,  Ministerialdirigent
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